
früher Handlungsgehilfen-Zeitung und Oer Vureauangestellte
Zeitschrift des Zentralverbandes der Angestellten, Sitz Lerlin

Sezugsprei« durch dle Kost
«etteljährlich z Mark, Mnzel«
nummem kosten ?Z Pfennig

Oranienstraße Nr. 40-4^ „ Fernsprecher: Amt Morihplah5SS4S
Erschein! vierzehntZgllch am Mittwoch unb wird den Mitgliedern be< Verbände« unentgeltlich geliefert

ZlnIeigen »<«bm mit Z M«I

ft? de» As» «K» ftchsg»KpA
tes» AlmpareAeptte v»echsB

Nr. 24 Redoltw» >mt> Ivkrlog:
ZS»»,, SO. 20, Oraalmstlaß, ««I

Berti«, des 26. November 5959 2S. Jahrs» j

!

An unsere Verbandsmitglieder!
tiZ!!W!!>III!>II!!II>II!>>I>II,I!>Il,!li!!!>,M>>II!>!W!!!,lI»^

^ampfist die Losung! Wohin wir blicken, befinden sich die Angestellten in Bewegung zur VerbesserunK
ihrer Lage. Die Tarifbewegungen haben einen riefigen Umfang angenommen, und mehr u:H meb^r

versuchen die Arbeitgeber, jeden — such den geringsten — Fortschritt zu hintertreibe». Laßt Euch an di«

großen Streiks der letzten Monate erinnern! Gedenkt der gewaltigen Angeftelltenstreiks in der Berliner

Metallindustrie im Frühjahr! Gedenkt deS Streiks im chemischen Großhandel! Erinnert Euch des Buch.

haikdlungsgehilfenstreikS in Leipzig. Große Angestelltenstreiks sind ausgefochten worden in Mannheim und

Dresden. And bei allen diesen Kämpfen ift eS der Zentralverband der Angestellten, der in vorderster Linie steht.

Doch es ift kein Zweifel! D« schwersten Kämpfe stehen uns noch bevor. Die Unternehmer,
die vor Jahresfrist durch die revolutionären Vorgange eingeschüchtert waren, fühlen sich jetzt
wieder sicherer. Jede Bewegung der Angestellten versuchen sie zu einer Machtprobe zu gestalten.
Ja, sie gehe« sog«? schs« zum Angriff über, wie unter anderem die Maßregelung
von fünfundzwanzig Kollegen auf den vereinigten Königs» und Laurahütten in Oberschlesien beweist.

Kollegen, Kolleginnen! Wenn wir diesen Kämpfen gerüstet entgegengehen wollen, bedürfen wir eines starken

Ksmpffsnds
D« Zentralverband verschmähe eS, sich durch direkte oder indirekte Geldspenden der Unternehmer die

Kasse füllen zu lassen. Er ift ganz allein auf dis Angestellten angewiesen. Gerade daS aber ist sei»

Stolz, denn er weiß, daß ch» die Angestellten nicht im Stich lassen. Die Angestellten haben erkannt,

daß die Beträge, die fie für de« Zentralverband aufbringen, Summen sind, die sie für sich selbst

opfern. Dem Eifer unserer Kollegen und Kolleginnen tvird es gelingen, gewaltige Summen aufzubringen.
Ueber«.! in de» Betrieben muß jetzt für den Kampffonds des Zentral»

Verbandes gesammelt werden. Es darf kein Mitglied geben, das sich in den nächsten Monaten

nicht an der Stärkung deS Kampffonds beteiligt. Wir haben Marken im Betrage von I Mk., 3 Mk.

und S Mk. herstellen lassen, die auf die Innenseiten des Umschlags der Mitgliedsbücher zu kleben sind.

Die Mitglieder müssen stolz darauf sein, möglichst hohe Beträge im Mitgliedsbuch quittiert zu haben.
Die Marken werde» durch die Ortsgruppenkassierer ausgegeben. Ueber dis eingehenden Beträge wird

öffcntlich in unserer Zeitschrift „Der fteie Angestellte" nach Ortsgruppen und Betrieben gegliedert

quittiert werden. Die Kollege» und Kolleginnen der einzelnen Betriebe müssen ihre Ehre darein

setzen, daß fie uicht hinter de» Kollegen der anderen Betriebe zurückstehen. Und nun ans Wer!

den Angestellten zum Schutz - dem Kapitalismus zum Trutz!
MMWWWUIIM,,«

Berlin, im November 1919. Der Verbandsvorstand: Carl Giebel, Otto Urban, Vorsitzende.
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Für öietZinHett.
In keiner Zeit wnr Äie Einheit der Ge-

Verkschaftsbetivegung bringender nötig wie

jetzt. Die Kapitalisten haben ihre durch -die

Revolution erschütterte Machtposition wieöer

derart gekräftigt, daß es aller Anstrengungen

bedarf, rrm Äas Errungene festzuhalten unö

neue Erfolge für öie Arbeitnehmer zu er»

Sielen. Am alleröeutlichsten zeigt sich das tn

dem Kampfs um öas Gesetz über die Be»

triebsräte und öas in ihm festgulegenöe
M i t b e st i m m n n g s r ech t. Nichts könnte

Zchäöigenöer «uf öie Kampskraft öer Gewerk»

schiften einwirken, als tvenn sie durch ein«

Spaltung geschllvächt würden.

Ganz bese^nöers gilt daS 'für unsers frei»

gaoerkschaftliche A ng e st e! l t enb ew e»

L u ng. Für sie ift die Einheit geraöezu eine

Lebe n s f r a g e. Wir könnten unseren Geg»

nern, den Unternehmern und ihren Helfers»

Helfern, keine größere Freuöe machen, als

Kenn wir durch innere Streitigkeiten, durch

gegenseitige Bekämpfung unsere Kräfte ver»

zettelten, statt vereint gegen diese unsere

alleinigen Feinde angukämvfen. Darüber be

steht in unseren Reihen auch kein? Meinungs

Verschiedenheit. zse einmütig? Ueberzeu»

gnng gibt unserer Bewegung die starke An

jziehungsrraft, öie sich in deni ständigen An»

wachsen unserer Mitgliederzahl und in öen

Erfolgen bei unseren Kämpfen um öie Ver»

besserung der Lebenshaltung unserer Mt»

glieder äußert.
Unsere Bewegung steht auf so festem

Boden, dasz alle Versuche unsere? Gegner, sie

zu ickäöigcn, erfolglos bleiben müssen. Sie

ist ausgebaut auf öem Gedanken öer Soli»

daritöt aller,, dis mit ibrer Hänös oder

ihres Kopfes Arbeit sich ihren LebenSunter»

halt verdienen müssen.

Organisatonsch macht sich dieser Gedanke

LÄ^tenö in öer Zusammenfassung öer Berufs»

angehöngen nicht nur innerhalb unseres

Verbanöes, sondern arich in öer weiteren Zu»
geHörigkeit znm Allgemeinen Deut»

schen Gewerkschaftsbünd unö zur

Arbeitsgemeinschaft freier An»

g e st e l I t e n v e r b ä n d e.

Durch diesen organisatorischen Aufbau ist
die Voraussetzung dafür gegeben, öaß auch

innerhalb der Betriebe unö der einzelnen In-
öustriezmeigs öie erforderliche Zummmen»
arbeit unserer Kollegen mit der gesamten Ar»

beitersclmft gewährleistet ist. Deshalb ist die

Von einigen Seiten angestrebte Bildung von

Betrieosorganisationen oder vor,

I n ö u st ri e v e r b ä n ö e n znm mindesten

überflüssig, für unsers Bewegung wäre sie

zudem äußerst schööigenö. Sie bedeutete niwt

Mehr unö mcht weniger als öie Ausein»

anöerreißung der Angestellten»
öewegung. Wenn öie Organisationszuge»
Hörigkeit eines jeden einzelnen Angestellten
von dem Betriebe oder öem Industriezweige
sbhinge, in dein er beschäftigt ist, öann märe

unser Zentralverband der Angestellten sls

die Zusammenfassung öes übergroßen Teiles,

der Handels» und Bureauangestellten ew

überflüssiges Gebilde, Zuöem wäre bei öem

ständigen Hin» unö Herfluten der Angestellten
von dem einen in den anderen Betrieb die

Organisierung äußerst erschwert, wenn nicht
überhaupt unmöglich. Bei der ganzen Gei

stesverfassnng der Angestellten wäre es

äußerst unwahrscheinlich, Saß sie in größerer
AnWhl für die einheitliche Bstriebs» oder

Jiiöustneonganisation gewonnen werden

konnten. Es ist vielmehr öie Befürchtung
nicht von öer Harud Ml weisen, öaß die Or>

garäsationswwgl'ichkeit öaöurch wesentlich ver»

xingert würde.

Die bessere und engere Zusammenarbeit
der Arbeitnehmer öer einzelnen Betriebe wiro

erreicht werden müssen öurch öen Ausbau Äer

F ach gr u p p e n b i lö u ng in öen einzel»
nen Verbänden, der möglichst gleickvrrtig ge>

staltet werden muß. Für unseren Verband ist

die Grundlage öafür in unserer Verbanös»

satzung gegeben. Danach können für jede

größere BerufsMuppe inmerlwlb öes Ver»

banöes örtliche Fachgruppen und

zentrale N e i ch s fa ch« u s sch ü s se und

Reichs fachgruppen gebildet werden.

Jn weitgehendstem Maße wird bei öem Aus»

bau dieser Einrichtungen öie Mitarbeit öer

Mitglieder herangezogen unö dadurch viel

von öem Mißmut, öer sich zuweilen gegen öie

sogenannten „Gewerkschastsbonzen" ricwet,

beseitigt werden. Je mehr unsere Mitglieder
innenhalb H.es Verbandes mitarbeiten,, öesto

mehr werden sie mit dessen Woh! unö Wehe

vertraut. Hat öie große Masse unserer Mit»

glieder aber erst öen Wert stänöiger und aus»

dauernder Mitarbeit an unseren Bestrebun»

gen erkannt, dann prallen alle Versuche, sie
unserer Bewegung zu entfremden, von wel°

cher Seite sie auch kommen mögen, erfolglos
von ihnen ab.

Die Verwirklichung des von den Gewerk»

schaften angestrebten Zieles, öie Befreiung
der Arbeitnehmer aus öem Wbängigkeits»
verhuAnis vom Kapitalismus, kann nur er»

reillzt werden durch festen Zusammenhalt.
Jede Propaganda sür öen Austritt aus

dsn Gewerkschaften stärkt unter den heutigen
Verhältnissen die Macht öer Kapitalisten.
Nicht Schwächung oder Zersplitte»
rung öer Gewerkschaften, sondern Zu»
sammenfassung allerKräfte, das

ist es, worauf es heute ankommt. Aman.

Die LohnfrsKe.
De? Reallohn ld. h. die Kaufkraft der

von den Angestellten und Arbeitern als Ar»

beitslohn bezogenen Geldsumme) ist, wie

Dr. Kuczynski in dem nachstehenden Aufsatz
nachweist, heute viel niedriger als

vor dem Kriege. Wie konnte das kom»

men?

Während des Krieges verringerte sich die

im Lande befindliche Gütermenge immer

mehr. Die Einfuhr vom Auslande war

unterbunden und die Waren, die im Jnlande
erzeugt wurden, dienten zu einem sehr großen
Teile zu Kriegszwecken, wurden also ver»

nichtet. Ungeheure Mengen von Metalten

aller Art, Holz ulw. sind auf diese Wei'e der

VoWwirtsrbaf! entzogen worden. Mit dem

zunehmenden Warenmangel, weil nun g?»

wissermaßen eine Jagd nach diesen Waren

stattfand, stiegen die Preise immcr höher. Es

wurden ständig steigende Preise nickt nur ge»

fordert, sondern auch von den Reflektanten

angeboten. Die Käufer überboten sich

selbst gegenseitig. Das war daS eure.

Zum anderen kam hinzu, daß der größte
Warenkäufer während des Krieges, nämlich

das Reich durch zweifache Art die Preise in

die Höhe trieb. Der Reichsfinonzminister
Schiffer hat am 15. Februar 1!U9 in der No»

tionalnersommlung ausgeführt, nach Kriegs»
ansbruch seien zahlreiche Firmen in nicht ge»

ringe Verlegenheit gekommen, ob sie die ihnen

von der Heeresverwaltung angebotenen Preise

überhaupt annehmen sollen I Und dabei sind
die Herren Kapitalisten doch gar nicht so zim
perlich. Das Reich bezahlte die von ihm ge

kauften Nüstungsfabrikate nicht mit vor»

hand^nen Werten (durch Gold. Silber

usw.), sondern in der Hauptsachs mit bedruck¬

tem Papier. Die ganzen Kriegsjahre hindurch
wurden buchstäblich ununterbrochen Tag und

Nackt fabelhafte Mengen neuer Reichsbank»

noten und Darlehnskasseirscheine gedruckt und

auf den Markt geworfen, wo sie sich in den

Taschen der Kriegsgewinnler ansammelten.

So entstand in diesen Kreisen eine künstlich

aufgeblähte Kaufkraft (Inflation), die ihrer»

seits preisfteigernd wirken, d. h. den Arbeits»

lohn entwerten mußte. Diese Kaufkraft wurde

auch nicht durch die Kriegsanleiben aufgesaugt,
denn diese waren nicht nur jederzeit verkäuf¬

lich, sonöern kosteten auch Zinsen, die wieder

durch neues Papiergeld gezahlt wurden.

Die Angestellten und Arbeitcr standen
dem in ihrer großen Masse Verständnis- und

hilflos gegenüber. Sie waren durch den Krieg,

der nack außen mit den Waffen geführt wurde,

geblendet und saben kaum, was sich innerhalb
der deutschen Volkswirtschaft abspielte, und

wollten es zum Teil auch nickt sehen.

Frankreich unö England waren besser da»

ran. Sie hatten nickt nur eine größere Ein»

fuhr aus dem Auslande, sondern haben auch
eine bessere Finanzpolitik verfolgt, die ber

Verschlechterung des Reollobnes etwas vor»

beugte. Frankreich hat seine Kriegslieferan»
ten nur zum Teil bar bezahlt, zum andern

Teil m langfristigen Anleihen, Professor

Prion von der Berliner Handelshochschule,
der während des Krieges im Neichsickntzamt

tätig war, weist darauf hin. daß in England
die Anschauung verbreitet war. daß mindestens

ein Drittel der Kriegskosten aus Steuerein-

gängen zu decken sei. Tatsächlich hat England
im Gegensatz zu Deutschland — nickt nur

die Preise der Nüstungsfabrikate kontrolliert

(wobei natürlich auch dort den Kapitalisten

noch große Profite geblieben sind), sonder»

auch 15 Proz, seiner Kriegsrosten aus Steuern

kpdeckt, Deutschland bis Ende März l9l« nur

2 Proz.1 Frankreich und England Kaben also

nickt in derselben preistreibenden Weis? mie

Deutschland enorme Mengen von Papiergeld
auf den Markt geworfen, sondern England hat
auck von vornherein durck eine stärkere Be»

steuerung größere Teile der vorl>andencn

preistreibenden Kaufkraft lahmgelegt, unwirk»

snm gemacht. „Jn Deutschland ist die Un»

wirksammackung der aufoebläbten Kaufkraft
durck Steuern in nur unzureichendem Maße

erfolgt", so drückt sich Professor Prion sehr
gelinde aus. Deutlicher aeiagt: die herrschen»
den Kreise haben mährend des Krieges
den Kapitalisten riesige Reichtümer zuge»

srlnnzt lmit denen diese jetzt zum Teil in. daS

Ausland stieben oder schon geflohen sind): da»

rum die Notlage der Angestellten und Ar»

beiter sowie da« finanzielle Elend des Reiches.

Prion*) schildert das so:

„Die PreiSfreiaeriiufl bat allen Besitzern von

?eal-en Klirrn, sei »on konsumiere iden Waren,

Mebm.uchsg>egen,st«nden oder Luxusartikel»^ eine

mehr oder >weniger grohe B «°r ei ch e rung

gebracht, Kidem sie für diese Gi»ter

grofzeve Geldmengen ermatten baben,, und zwar zu

einer Jeit. mo an>de>re Waren- oder Dicnlsbleisiun»

gen nock nick» im Milben- Mähe gestiegen -waren.

Einc Bereicherung haben ferner alte diejenigen er«

fahren, dte irn Besitze »on solchen Prodntiionö»

anlagen waren,, in denen die benötigen Waren

hergestelli murden. Die Fabr-isen, KnS»virffch«ft»

lichen Güter, V-erchehrs-nuftMlien stellen nicht nur

li'n> der Wahrnngsc i Übe st Mark) größer« Werte

«dar, sondern werfen auch durch dcn Absatz zu

höheren Preisen höhere Gefreuten ab. Hierin

liegt zugleich ein Grund für die Steigerung der

Kurse der Mi«, prwalwvrtschaWicher Uwbe.nöh«

mungen. (Der andere Grund Sag darin, dasz dje

Einzelwirtschaften über genügende Kaufkraft oer»

fügbeu, um den Umsatz in Aktien zu Hohen

Preisen zu ermöglichen.) Wenn der Zl«ön-sche

") Prion, Inflation uud Ge'tdeutU'lerSunH.
BerZag vou Julius Springer, Berlin.
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Grundbesitz nicht iiberall uud im ganzem Ausmaß
«Z«jer Wevtsteigerung gefolgt ift. so liegt das

daran, dafz die obrigkeitliche Regelung der Mier¬

preise das HiuaufschiveUen der Renkn verhindert
hat. Dazu kommt, daß infolge, der küncstlich be¬

schränkten, Mieteinnahmen (und des Mangels an

Material) JMaTidhaUungSaribeiten unterblieben

sind, die auch den Substangwcrt nachteilig beein¬

flußt haben. Die Preissteigerung hat ferner die

Spekulation aus die Preise begünstigt, den Wucher
gefördert und eine ganz neue Schicht bon, Schleich¬
händlern, Ersatzproduzentcu und Miegsgewinn-
lern hervorgebracht. Da bei einer aUgemeiiren
Teuerung init deoselben Menge Geld weniger als

früher gekauft werden kianri,, die einzelne Wirt¬

schaft bestrebt ist, mehr von diesem entwerteten

Gelde einzunehmen, so wird der Schuldner, der

seine Schulden zurückzahlt, durch die Preissteige¬
rung bcgünstiigt.

Benachteiligt werden durch die allge¬
meine Teuerung alle diejenigen,, die die hohen
Preise für ihren Lebensunterhalt anlegen müssen
und dabei auf feste Einkommeusbczüge ange¬

wiesen siud. Ihr Streben geht dahin, den hohen
Preisen durch Konsiimein,schrän>kung, oder -Ver¬

schiebung auszuweichen, solange das möglich ift,
oder sie suchen ihr Einkommen zu erhöhen."

Wir haben neulich darauf hingewiesen,
daß das Blatt einer dem Gewerkschaftsbund
der Angestellten angeschlossenen Organisation
den komischen Vorschlag gcmacllt hat, dieses
Elend der Angcstelltcn nnd Arbeiter durch
einen Abbau der Löhne zu beseitigen;
es lebt in der Hoffnung, durch den, Lohnabbau
eine Senkung der Warenpreise herbeizuführen.
Das Blatt geht von der falschen Voraussetzung
aus, dafz die Warenpreise durch die Löhne in

die Höhe getrieben seien. Sein Plan ist un»

durchführbar; man kann die Not des Armen

nicht lindern, indem man ihm auch noch von

dem wenigen, was er lzat, einen Teil nimmt.

Die Angestellten sollt?« sich überhaupt ange»

wöhnen, jede ihnen angepriesene Volkswirt»

sckzaftliche Rcform genau darauf zu prüfen,
ob sie dcm Unternehmertum oder den An»

gestellten dient. Denn gerade in der Lohn»
frage kann keine Reform beiden Teilen in

gleicher Weise nützen.

Dr. Kuczynski sagt in dem nebenstehenden
Aufsatz init Recht, 'dafz eine allgemeine Er¬

höhung des Geldlohnes noch nicht ohne wei¬

teres gleichbedeutend sei mit ciner entsprechen¬
den Steigerung des NealloKnes. Das hat uns

Karl Marx schon vor Jahrzehnten gelehrt. Die

Vorschläge, die Dr. Kuczynski macht, um die

Angestellten und Arbeiter „wieder in den Ge-

nufz ihrcs alten Ncallohnes zu versetzen", ge¬

nügen nicht. Dazu ist vor allem erforderlich,
dafz die Kopf» und Handarbeiter eine genaue

Kontrolle der U nt e r n e h m e r p r o f i t e

durchführen und diefe abbauenl Der

Abbau des Unternehmerprofits kann nicht un»

mittelbar durch ein Gesetz hinreichend ge»

fchehen, die wirtschaftlichen Möchte lassen sich
nicht durch blosze Paragraphen fesseln. Diesem

Zwecke, den Unternchmerprofit abzubauen,
müssen sich die Betriebsräte widmen,

gegen die das Unternehmertum mit aller

Macht anläuft. Die Betriebsräte müssen iin

Betriebe einen vollkommenen Einblick in die

Warenbestellung und den Warenvertrieb er»

halten und beides entscheidend beeinflussen.
Der Betriebsrat mufz von. Unternehmer»

gewinn Kenntnis bekommen. Solange das

nicht der Fall ist, wird der Nutzen irgend»
welcher Gesetze, die den Wbau der Waren¬

preise, die Beseitigung der Geldentwertung
usw. betreffen, vom Standpunkt der Arbeiter

und Angestcllten zweifelhaft bleiben, sicher
können sie solange keine grundlegenden Ver°

bcsserungen für die lohnarbeitende Bevölke¬

rung bringen. Paul Lange.

Teuerung unö Löhne.
Dr. Kuczhnski, Direktor dei statistischen

Amts in, Schöneberg, schreibt in der Tages¬

presse: Die Kosten der Lebenshaltung sind

infolge der Preiserhöhungen für Brot und Zucker
abermals gestiegen. Iu Berlin kostet jetzt Brot

Zweimal sovicl wie vor dem Kriege, Milch viermal

soviel, Butter uud Zucker fünfmal soviel, Kar¬

toffeln sechsmal soviel, Margarine siebenmal so¬
viel. Bei den meisten Waren, die dem freien
Handel überlassen sind, ist die Preissteigerung noch

größer. Eier z. B. sind z'wanzigmal so teuer

als vor dcm Kriege. Das gleiche gilt für Butter

>im Schleichhandel. M'schrönkt man sich auf die

rationierten Mengen,, so crgibt sich im ganzen eine

Verteuerung auf annähernd das

Fünffache. In deu zwei Wochen bom 27. Ok¬

tober bis zum 9. Novem'ber wurden an die Be¬

völkerung verteilt:

jetzt Nov. 1913

, 320 Pf. 100 Pf.4000 Gramm Brot

192 t Pf. 397 Pf,

700 « Kleingebäck ,

500
„ Weizenmehl

15« „ Hülscnfriichic
7000 ^ Korlofscln
250 „ Rindfleisch
200 „ Speck . .

40 „
Butter. .

130 , Margarine
200 , Schmalz .

376
„ Zucker . .

250
„

Marmelade

12S
„ Tilütcr Käst

Insgesamt .

Dieselben rationierten Mengen, sür die man

jetzt 1S,21 Ml, zahlen musz, Kirnte maiö vor sechs

Jahren für 8L7 Ml. kaufen. Will man aber diefe

dürftige Kost, die knapp drei Fünftel des Nah-,

rungSbedarfs eines erwachsenen Mannes zu decken

vermag, im freien Handel oder im Schleichhandel

ergänzen, fo wird man finidcir, dafz man, um sott

zu' werden, im ganzen Wohl sechs- bis siebenmal

soviel ausgeben nrusz als vor dein Kriege. Leider

besckxrönkt sich die Preissteigerung nicht auf die

Ernährung. Sie ist mindestens ebenso grosz für

Kleidung, Beleuchtung und Heizung. Die einige

wichtige' Ausgabe, die nicht sehr viel höher ge¬

worden ist, ist die Miete, und diese schafft in der

Tat einen kleinen Ausgleich, So wird man viel¬

leicht zu dem Schluß kommen,, dasz das Leben

heute für den Angestellten, und Arbeiter in Grosz-
Berlin etwa fünf» bis sechsmal so teuer ist als

vor dem Kriege.
Es hieße deu Tatsachen Gemalt antun wollte

man behaupten, auch das Einkommen der Ange¬

stellten und Arbeiter sei auf das Fünf- bis Sechs¬

fache gestiegen. Man würd? sogar schon gu günstig
rechnen, wenn man im Durchschnitt eine Vervier-

fackung annehmen wollte. Der Real lohn

ift also heute viel niedriger als vor

dem Kriege. Man wird den Rückgang auf

mindestens ein Drittel schätzen müssen. Man

würde sich aber täuschen, wcnn mon glaubte, durch
eine entsprechende Erhöhung der Geldlöhne wieder

den alten Roällohn erreichen zu können. Denn

eine solche allgemeine Erhöhung der Geldlöhne
würde die Teuerung noch mehr verschärfen, weil

dadurch die Kaufkraft der Massen gesteigert würde,

ohne dafz gleichzeitig die vorhandenen Waren¬

mengen vermehrt würden, und weil die Ausgaben
von Reich, Ländern nnd Gcmcindcn dadurch ge¬

steigert und somit die schwebenden öffentlichen

Schuldere deren dauernde Zunahme der Haupt¬

grund für das Sinken des Geldwevtes i!ft, noch

weiter vermehrt würdcn. Nach Lage der Dinge

erjcheinr es zurzeit unmöglich, die Angestellten
und Arbeiter lvieder iu den Eienuh ihres alten

Reallohnes zu versetzen. Das kann nur geschehen,
menn unsere öffentlichen Finanzen durch Ab-

bürdung der schwebenden Schulden mittels einer

m.rktich einmaligen grohen Vermögensabgabe
un!, durch Aupl'issung der Einnahmcn au die Aus¬

gaben saniert werden.

Roch etwas Znr Lshnfrsgs.
Das „Hamburger Echo" enthielt am 18. No¬

vem'ber eiue wichtige Betrachtung über die Ent-

wichlung der Warenpreise, Unterneh»
m erProfite und Löhne ind er Stahl»
Industrie, der wi,r folgendes entnehmen:

„In den letzten Woch-cn ging die Nachricht
durch die Presse, dasz die stahl- und Eisenpreise
vom 1. Oktober ab um 250 Mt. für die Tonne er¬

höht wordcn seien. Bezeichnenderweise erregte
diese Nachricht in der breiten Oeffentlichkeit
keinerlei Auffehem Dicfe Preiserhöhung, bedeutet

bei einer monallichcn' Stahlerzeugung von

600 000 Donnen und ciner der Stahlerzeugung
nicht dienenden Roheisenerzeugung von 150 000

Tonnen eine jährliche Belastung der deutschen
WolksmirtstlMft mit rund zwei Milliarden Mark.

Die budgetmäßigen Staatsausgaben werden

durch die Preissteigerung, bei den umfangreichen

WiederherstclluiigSarbeitcn auf Eisenbahnen,
Werften usw. um mindcstcns 500 Millioncn Mark

jährlich erhöht. Fachkreise bestreiten niit aller

Entschiedenheit die Notwendigkeit einer so hohen
Preiserhöhung. Im „Sozialist" berechnet ,Ln»
dustri'Us" die Steigerung der Selbstkosten für
Stahl auf höchstens 120 MZ. für die Tonne. Er

legt dabei cine Kolspreiserhöhung von 30 Mk.

für die Tonne Stahl zugrnnt«, nimmt die Fracht»
erhühungen auf 30 Mk. für die Tonne an,, die

Lohnerhöhungen betragen nach ciner fachmänui»
schcn Schätzung kaum 20 Mk., währcnd die Ver¬

teuerung der Tonne inländischer Erze und

Schmelzmatcrialieir auf höchstens 40 Mk, zu ver»

anschlagen sind.
Jn die Tasche der Stahlwerksherreu würde

also über die Erhöhung der Selbstkosten hinaus
ein Gewinn von über eine Milliarde Mark

fließen. Durch den niedrigen Stand der Valuta

wird allerdings der Einkauf auÄmrdischer Erze
erheblich vericuert. Die Verteuerung wird durch
die in gleichem Umfang erfolgende Ausfuhr von

Stahl und Halbzeug für die StahlwerkSbcsitzer
wieder voll ousgeglicheiu Daß das Neichöwirt-
schaftSininiftcrium vor den Wünschen dcr Stahl-
werksherrcn so glatt kapituliert, ist bedauerlich.
Wabe schreinlich hängt die Begründung der Preis¬

erhöhung init den ValutaverKiften zusammen, die

die Herren des StahIwcrkSuerbandes in Schweden
erlitten haben. Während des Krieges wurden in

zrroszcm Umfange schwedische Thomas- und Ouali-

tätserzze eingeführt. Jn der Hoiinung auf einen

Schwcrtfrieden und die damii verbunden« 'Besse¬

rung der Valuta ließen sich die Siahlmerksherren
den Kaufpreis bis drei Jahre nach Friedensschluß
stunden. Gleichzeitig wurden «bcr während des

Krieges Eisen» und Slalzlfabrikate in: Betrage «on

über 1.S Millionen Tonnen zu einem Preise von

übcr ISO Mk, in Gold exponiert. Aus dieser
Geschäft»mnnipulntion erwuchsen ungeheure Ge»

winne und riesige Dividende:!. Der erste Teil der

Spekulation gelang; für dcn zweiten, uiißglückien
Teil der durch eigenes Verschulden erlittenen

Valutaoerluste will man sich nun durch Preis¬

erhöhungen am Reich und den Konsumenten schad¬
los halten.

Trotz der Valutaverluste ist nach Jndustrius
bei 15 Jndustricpapiercn des StahKoerkSverbandcs
innerhalb zwei Monaten eine Kurssteigerung von

27 Prozent eingetreten. Die derzeitige» Börsen-
nvtierungen übersteigen fast alle Kricgsnotierun-
gen. Die Tonne Stahl kostet zurzeit 1000 Mk.

Sie ist seit Kriegsausbruch fast um das Zwanzig¬
fache gestiegen,. Während unsere Stahlerzeugung
zurzeit nur 50 Prozent der FriedcnSerzeugung
beträgt, holen die Kapitalisten, wie die Börsen»
Notierungen zeigen, märchenhafte Gewinne her»
aus. Der Verzwanzigfochung des Stahlpreises
steht nur eine Bcrfünffachung der Kohlenpreise
und eine Pervicrfachung dcr Löhne gegenüber....

Stahl- und Zeuientjgbrisalion Hänger» schr
innig zusammen; auch die Zennnlpreise. die heute
auf 300 Mk. sür die Tonne stehen, sind um mehr
Äs das Sechsfache gestiegen,. Obwohl die Zement»

Produktion heute kaum mehr als 10 Proz. der

Friedenserze» gnng betrögt, sieigen die Dividenden

übcr den FricdenAbetrng hinaus.

Wohin soll diese ivachisinnige Entwicklung
führen ? Herr Gothcin, dcr demokratische Man»

cbcjternronn, bezeichnete kürzlich im „Berlins«

Tageblatt" die Anpassung unserer .Jnlnndpre.se
an' 'den Weltmarktpreis als dos alleinige Heil¬
mittel, was nach unserer Ueberzeugung auf eine



280 Der freie Angestellte Nr. 24 - 1919

MfenLarMur hinauslaufejr wird. Tatsächlich ftelzt
unser SftrWpreiS schon höher. Wenn bei solchen
wahnsinnigen Preisen im neutralen Ausland

immer noch glänzende Geschäfte gemaclit werdcn

rönnen, s« liegt das lediglich daran, dasz Europa

heute noch durch unnatürlich hohe Schiffahrts»
frachten von Amerika abgeschnürt ist!, die bald ab¬

gebaut werden dürften. Die amerikanische Eisen»
nnd StaWonlkurrenz wird uns dann bei unseren

Phantasiepreisen völlig vom neutralen Markt ver¬

drängen. Die letzte Prieisfteigerung war völlig
Werflüssig. Sie findet keine Rechtfertigung in

deu Produktionskosten. Sie bedeutet eine Ein¬

schnürung des JnlandSverbrauchs, und damit «ine

Lähmung des wirtschaftlichen, Wiederaufbaues, sie

bedeutet alber auch eine Einschnürung unseres

Exportes, der bei unserer Abhängigkeit von den

Rohstoff- und Agrargebieten der übrigen Welt für
uns eine Lebensfrage ist.

Wir beiden nicht allein umiter einer Rohftosf-
?risis; ein noch größeres Elend ist unsere Preis-

Krisis, AuS ihr kommen wir nur heraus, ^roenn
wir imstande sind, die Sölbftkosten der Industrie

nachzuprüfen. Daß das durch das BetriebSräte-

gesetz erreicht wird, ist sehr fraglich.^) Der ein¬

zige Erfolg versprechende Weg zur Nachprüfung
der Produktionskosten ist die Sozialifierung eines

groszen leistungsfähigen gemischten Werkes mit

moderner technischer Ausgestaltiung. Es geb! nicht

an, dasz daS deutsche Bot! mit seiner Existenz die

Kosten der Geheimwirlschaft bezahlt, die unsere

Schwerindustrie treibt. Host man die Kshlen-

herven oder die Stahiiwerkskönige in, den Verhand¬

lungen über Preiserhöhungen, so sollte man

glauben, sie stehen alle vor dem Bankerott. Jn

Wirklichkeit aber betragen die Kurssteigerungen

unserer JnidustriepaPiere seit Anfang August an¬

nähernd drei Milliarden Mark. Dieser innere

Widerspruch 6anu nur enKarvt werden, wenn das

Reich selbst Inhaber eines der größten industriellen

Unternehmungen ist, das allerdings nicht nach öen

verrotteten Grundsätzen unserer bisherigen
Sta.atsbstriebe geleitet werden dürfte. Kein so¬

zialistischer Theoretiker kann die NoKvendigkeit
der Sozicrlisierung so durchschlagend begründen,
wie die SWoerindustriellen durch ihre privatkapi¬
talistischen Ausplünderungsmechoden. Selbst wenn

aber ?m Interesse unseres WiederanschlufseS an

die Weltwirtschaft die Preise unserer Ausfuhr¬
artikel an die Preislage des Weltmarktes an¬

gepaßt werden müssen, so muß verhindert worden,

daß die Schwerindustrie zum Nachteil des VoKs-

«anzen der Nutznießer mner solchen Preis¬

politik ift. B.

Eissn- und Giahlinöustris.
Die Bereiiibarungen zwischen Untsrnehmer-

verbänden und Gewerkschaften vom IS. No¬

vember ISIS hatten angeblich den Zweck, „cine

neue Epoche iii den Beziehungen, zwischen Arbeit,

gebern und Arbeitern innerhalb der deutschen

Volkswirtschaft einzuleiten". Diese Vereinba¬

rungen sollten sinngemäß für das Verhältnis
zwischen Unternehmer- und Angestellten-
Verbänden gelten, wobei „die Arbeitsbedin¬

gungen für alle Arbeiter und Arbeiterinnen ent¬

sprechend den Verbxiltnissen des betreffenden, Ge¬

werbes dnrch Kollektivvereinbartingen mit den

BerusSvereinigungen der Arbeitnehmer festzusetzen

sind. Die Verhandlungen, sind ohne Verzug aus¬

zunehmen und schleunigst zum Abschluß zu

bringen."
Auch in Rheinland und Westfalen, umfassend

die Bezirke Aachen, Bochum, Cöln,, Dortmund,

Düsseldorf, Duisburg, Essen, Gelsenlivchen,

Hansm, Äheydt, Sauerland (Rüsten), Willen, er¬

blickte am 5, Februar d. F. eine Arbeits¬

gemeinschaft mit dem Arbeitgeber-
veröand für den Bezirk der nord¬

westlichen Gruppedes Ver einSöeut-

scher Eisen- und S t ah l industrielle r

das Licht der wiotfchaftlichen Wslt und viele An¬

gestellte glaubten wirklich, es sei wcchr> daß die

Unternehmer iu der Schwerindustrie vou der

Anmerkung der Schriftleitung: Durch das

Betriebsrätegesetz, so wie eS der Nationalver¬

sammlung vorliegt, ist allerdings eine Kontrolle

der Sölbstiosten der Industrie nicht möglich. Ge¬

rade deswegen verlangt ja die Arbeitsgemeinschaft
freier Angestelltenverbände wesentlich größere Be¬

fugnisse für die zu schaffenden Betriebsräte.

„ErteimtniZ und der Verantwortung durchsungen
find, daß die Wiederaufrichtung unserer Volks¬

wirtschaft die Zusammenfassung aller wirtschaft¬
lichen und geistigen Kräfte und allseitiges ein¬

trächtiges Zusammenarbeiten verlangt."
Die Veveinbammg betonte zwar in der ein¬

leitenden prinzipiellen Erklärung, daß der Zweck
der ArreitSgemeinfchaft die gemeinsame
Lösung der die Arbeitsverhältnifse der Angestell¬
ten und der in der ÄrbeitSgsmeiiischaft vereinig»
ren Werke betreffenden Fragen sei; die Ange¬
stelltenverbände werden anerkannt und eine Be¬

schränkung der VersinigungSfreiheit ist unzulässig.
In der Frage der Entlohnung der wiedereinge¬

stellten Kriegsteilnehmer wind erwartet, daß ,^:e
aus dem Felde Zurückkehrenden eine Erhöhung
der Entlohnung, entsprechend den Erhöhungen der

Daheimigebliebe.sen, im allgemeinen erhalten".
Für die zurzeit beschäftigten Angestellten wurde

die Fortzahlung der Kriegs- und Teuerungs¬

zulagen zugesichert, bis eiue wesentliche Milde¬

rung der Teuerung eingetreten ist. Wirklich:

diese MbÄtSgemeiuschaft „ist kein DisZutierZlub,

sie ist ein Zentrum der Arbeit" für die Inter¬
essen der Untvinehmer. Und wie die Unter¬

nehmer, in der rheinischp,westfälischen Schwer¬

industrie die Erfüllung der Vereinbarung vom

15. November ISIS auffaßten zeigt die Verein¬

barung vom 6. Februar ISIS, in der zum AuS-

dvuck kommt, daß 'weitere Kollektivvereinbarungen
bis zur Klärung der Gesamtlage zurückzustellen
sind. Zwar ift der Arbeit geberverband für die

nordwestliche Gruppe auch VertoagÄontrahent der

Vereinbarungen vom IS. Noveniber ISIS, aber

was schert ihm die Bestimmung, .Saß nunmehr

Kollektivr«reinbarungen hzw. Tarifverträge in

allen Jiiduftriegweigen durchzuführen sind". Ge¬

wiß, KollÄtivversiiibarungen, „wie ich ft> auf¬

fasse".
Die Angestellten konnten mit einer solchen

Vereinbarung nicht einverstanden sein und waren

es auch zricht uud ließen fich auch nicht durch
KaZ schöne Wort „ArbeitSgemeinfck»ft" täufcheir.

Das Fundament des Neubaus wurde auf Kosten
der verschlechterten Lebenshaltung der Angeftellten
gelegt. Nun folgte die Vereinbarung vom 7. Mai

ISIS, eiu Kompromißprodukt, welche.? geschlossen
werden mußte, da die Harmonieverbände den An¬

gestellten zeitweilig mit Erfolg einredeten, es sei

notwendig« die Wirtschaft aufzubauen als

Kämpfe zu führen.
Die neue Vereinbarung regelt im allgemeinen

das Arbeitsverhältiiis der Angestellten. Die Art

Äer Gehaltsregulierung in deu zu bildenden, Orts»

arbeitsgem^inschaften wurde durch besondere Richt»

Krnen bestinrint. Durch die Richtlinien retteten

die Unternehmer die ungerechte Differenzierung
der Bezahwng iu der Vergangenheit für die

Gegenwart und die Zukunft. Nach Lifts I wer¬

den in den, OrtSarbeitsgemeiNfchaften Mindeft»
«ebälter feftaefetzt, worin die Angestellten einzu»
reihen sind, die hei Inkrafttreten der örtlichen

Vereinbarungen weniger verdienen Verdient ein

Angestellter mehr als Lifte I vorsieht, so ift er

Mich Liste II zu besolden, in der die Einkommen

nn Juli 1914 von 17S MZ. aufwärts gestaffelt
zuzüglich einer festzufetzenden Steigerungssurnme
'das neu« Mindesteinkommen ergeben

Auch diese Regelung bekam nickit das Einver¬

ständnis der Angestellten; sie waren mit Recht

empört, daß die Vc^kriegSverhWinisse verbrämt

mit tariflichem Geiste kmiferviert werden.

Die Afa wurde wegen Revifwnsvtthandlungen
vorstellig und reichte einen Rahmenvertrag ein,

der eine berufliche Gliederung vorsah, die, ohne

Schwierigkeiten zii verursachen in den meisten

Branchen durchgeführt ist. Nach Zangen Be¬

ratungen waren die Un,lern>shmer bereit, auch

ohne Kü'idigung der Richtlinien und. Vereinba¬

rung vom 7. Mai ISIS in Verhandlungeiii einzu-
rrsten, da sie merkten, daß bei einer Weigerung
die Kündigung ausgesprochen würde. Hier muß

besonders festgehalten werden, daß aus seiten der

Unternehmer wenig von einer „neuen Erkenntnis

und Verantwortung" zu verspüren, war, der an¬

geblich ./bevorstehende Rum der Unternehmungen"
beschattete dauernd die Verhandlungen. Die

Unternehmer sind zu „allseitigem und einträch¬

tigem Zusammenarbeiten" bereit, wenn, die An¬

gestellten ihre berechtigten Forderungen den Wün¬

schen öer Unternehmer unterordnen; immer

wrever wurde den Angestellten dahingehend ge¬

schmeichelt, dasz ihre Tätigkeit nicht tarifliche son¬

dern nur individuell entsprechend den Leistungen
entlohnt werden könnte. Die vielen, Verhand¬
lungstage zeitigten das Ergebnis, daß lediglich die

Werkmeister ihrer Tätigkeit entsprechend gruppiert
werden konnten Eine Klassifizierung der kauf¬
männischen und technischen Angsstellten sollte in

besonderen Kommissionen Gegenstand der Be»

ratungen werden.

Die Tage der KomniiffionSsitzungen kamen

heran und mit einemmal erklärte der Arbeitgeber¬
verband, daß er einen Aufbau -der Gehälter nach

beruflicher Grundlage <Mehnen müsse, weil das

Wirtschaftsleben im vheinisch-westsWischen Ju-
dustriebezirk solch außerordentliche Vielgestaltig»
Zeit besitze, daß eine Schematisierring der Privat¬
industrie Fesseln anlege, welche diefe im eigenen
und auch im wohlverstandenen Interesse Äer An-

gsstelllenschaft nicht tragen könn«. Fn welcher
VielgcstaltiffKit die mirtfchaftliche Not an die A,»

gestellten herantritt, ift den Unternehmern, Neben¬

sache.
In einem Flugblatt der Afa wurde das Ver¬

hallen der industriellen Urvternehmer als ein Bruch
an Treu und Glauben bezeichnet, und in einem

Schreiben teilte das Spitzenkartell der Afa dem

Arbeitgeberverband mit, daß den örtlichen Organi¬
sationen freie .Hand für die neu zu schließenden
Verträge gegeben worden ist. Die Arbeitgeber
reden vom offenen KontvaWruch und in einen,

weiteren Schreiben wird das BezirkÄnrtell in

einer schulmeisterlichen Manier examiniert, od

das verbreitete Flugblatt wirklich »on den der

Afa angeschloffenen Verbänden ftcmrmt. UnS

scheint, als ob die Arbeitgeber sich nunmehr stark

genug fühlen, mit offenen Karten zu spielen und

nicht mehr auf die .neue Epoche örücksicht zu

nehmen bauchen
Die Angestellten haben heute erkannt, waS

der ,-grofzzuziehende neue Geist in allen seinen
Schichten und der Geist der gemeinnützigen Ar»

beit, des bewufzten Dienstes am Volkswohle" bei

den Unternehmern bedeutet. Nicht die Arbeits¬

gemeinschaft befreit die Angsstellten von der so»

zialeu Not, sondern unevbitterlicher Kampf, und

Mar so lange, bis die Vormachtstellung der

Unternehmer beseitigt ift. Das Vertrauen, zu

den Arbsitsgemeinschaften D hin, instinktiv fra¬

gen die Angestellten, wie wird die «gemeinsame
Lösung aller der Industrie Rheittland-WestsÄeris
berührenden wirtschafts- und sozialpolitischen
Fragen sowie aller sie betreffenden Gesetzgebungs-
und Verwaltuiiigsangelegenheiten" aussehen, wenn

in der AvbeitSMmeinschaft schon das tarif«
gemeinschaftliche Arbeiten ein knechtisches Uiiter»

ordnen unter die Unternehmer bedingt.
Und tasten wir die Tatsachen zusammen, so

rft-festzustellen, daß
1. durch die Bildung der Arbsitsgemeinfchaft

der Kampfwille zur Erringung besserer Gehälter,
im Frühjahr abgeebbt worden ist,

3. zuerst die Unternehmer kontraktbrüchig ge¬

worden sind, weil sie die Vereinbarungen vom

IS. Noveuilber 1S18 nrsofern nicht «oll erfüllt

haben, da auch die Gehaltsftage grundsätzlich
Zollektiviftisch zu regeln war und

3. öie Unternehmer die angelblich nach Lei»

stungen abgestufte Gehaltszahlung der Borkriegs»

zeit für die neue Wirtschaft gerettet haben.
Vielleicht wird nun den Angestellten War,

welche Voraussicht der BerbaiidStag des Zentral»
Verbandes bewiesen hat, als er in der grundsätz¬
lichen Auffassung die Arbeitsgenneinschaften ab»

lehnte. Die Gewerkschaftsbündler haben in der

Agitation iin Jndustrielbezirk diese Mlehnung

weidlich ausgenützt und haben in hämischer Weife

unseren Gegensatz zu den Apologeten der Arbeits»

gemeiuschaften glossiert, und heute müssen auch si»
immer mehr und mehr zugeben, wenn nicht
direkt so doch iirdirekt, daß der Zentralverband die

zieübewuhtsreii, Anschauungen in der Angestellten,

bemegv.ng entwickelt, und sie müssen halt wieder

umlernen.

Die Geschicht« der Arbeitsgeniieinschaft in

Rheinland und Westfalen lAbteblung Angestellten)

hat bisher bewiesen, daß, wenn die Unternehmer
nur wegen der Rettung der Jndustriee vor der

kommenden Sozialisieruiig ihr Einverständnis, zu

den Arbeitsgemeinlschaften gegeben haben, die In»

dustrie gerettet ist, Mer die Scharfmacher in der

Schwerindustrie vergessen in ihrem neu gestärkten

SelbZtbeiviißtsein, daß die Angestellten, mehr und

mehr erkennen, ivaS früher gefühlsinätzig empsnm»
den wurde, daß der Gegensatz Mischen Aufstellten
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und. ,NnternMy«r mcht durch GemeiuschaftsarZbeit
ützerbrnöt werdem Krnn. Immer inehr erkennen

die Aiigeftellten in der Industrie, dah Arbert-

«ehnierwohl Angestelltenwo'h!„ aber auch zu gleicher
Zeit Voltswohl ist. W. St.

Tschnischs Roihilfß.
Die „Fachzeitung sür^Schrreider" schvsdbt zu

diesem Wzeina tu Nr. 44:

„Es mag darum recht hart sein, die NoWlfe
als Stvettdrecherorganisation zu bezeichnen, aber

Mibeocchdigt ist das nicht.
Was sind überhaupt lebenstvichüge Beitriebe?

Wo fängt dieser Begriff an, und wo hört' er auf?
Liegt nich!t,schon darin die Gefahr, datz Mißbrauch
damit getrieben wird? Aber wir geben zu, es

gibt Betriebe, auf die auch bei einem Streik Rück¬

sicht genommen werden mutz. Kranke und Kinder

dürfen unter keinen Umständen gefährdet werden.

Uud dann gibt es ja auch Betriebe, durch deren

Stellung die Arbeiterschaft zuerst und am

härtesten getroffen tvird, und fie wären ja Toren,
weitn sie die Waffe des Streiks so ungefchickt ge¬

brauchen würden, datz s« sich damit selbst ver¬

wunden.

Wenn wir also zugeben, datz auch 'bei An¬

wendung des Streiks als Kampfmittel 'der Ar¬

beiterschaft es bestiinmte Fälle gibt, in denen

Nucksicht geübt werden mutz, so ist das doch noch
lange kein Grund, eine Organisation zu schaffen»
die sich gegen die Arbeiter richtet, und die unter

deni Vunvande, den Gang lebenswichtiger Be¬

triebe aufrechtzuerhalten, iu das SewsiZrecht der

Arbeiter eingreift.
Wird die Regierung auch noch eine Parallel-

organisation schaffen, die, wenn die Unternehmer
Ser Berg- und Hüttenlbstriebe, der Straßen¬
bahnen oder die Agrarier ufw. ihre Arbeiter

aussperren, ebenfalls eingreift mid die Leitung
diescr Beklebe übernimmt, damit die Arbeiter

weiterarbeiten können? Sie mird cs sicher nicht
tun. Und wenn sie es wollte, dann würde sie von

den Kräften, die die Nothilse geschaffen haben,
gauJ bestimmt im Stiche gelassen werden. Selbst
dcr Neichswehrmiinister, der, wenu es sich um Ar¬

beiter handelt, recht fest und rücksichtslos aufzu-
jreren versteht, wird ein solches Experiment nicht
wagen, denn dann würde er auf einen noch viel

rücksichtsloseren Widerstand der Unternehmer
stoßen. Also ausgerechnet gegen die Arbeiter

mußte eine Qrganisatioir geschaffen werden, die

sie zur Beobachtung von Rücksichten auf die All¬

gemeinheit zwingt, während man andererseits

ruhig zusieht, wie vom Unternehmertum» und

seinen, gesinnungsr^rwandten Kreisen täglich dic

Interessen der Allgemeinheit mir Füßen getreten
iverden. WaS hcrt die Regierung getan, um die

die Ernährung sabotierenden Bauern zur Er¬

füllung ihrer Pflichten zu zwingen? Oder ist
die Ernährung der städtischen und Jndustrie-
bevölterung weniger lebenswichtig als die Ver¬

sorgung mit Gas uttd Elektrizität oder der Be¬

trieb der Straßenbahn? Und woran krankt denn

unsere ganze Ernährung? Doch rmr daran, daß
die Lebensrnittel entgegen allen gesetzlichen Be¬

stimmungen der Bewirtschaftung entzogen wer¬

den. Wo bleibt da die NotlMfe, um die hungernde
Bevölkerung mit den notwendigen Lebensmitteln

zu versorgen,? Da findet sich kein starker Mann,
der init ebenso diktatorischer Geste gegen Wucher
und Schleichhandel auftritt und die hinter ihm
stehende Staatsgewalt dagegen aufbietet.

Die Regierung und damit die ganze Staats«

gewalt steht hinter dieser Technischen Nathilfe,
womit wieder einmal dargetan ist, daß ganz wie

früher die Staatsgewalt immer nur gegen die

Arbeiter zur Anwendung gebracht wird'. Mit

Gewalt hat ober das alte Regime gegen die Ar¬

beiter nichts auszurichten vermocht, und das neue

wird es noch viel weniger: wen» man nicht viel,

so sollte man doch das Wenige auS der Vergan¬
genheit gelernt habend

Wsrett° mzö Kauftzsuser.
Im vollbesetzten Matthäser-Feftsaale zu

München hielt die Gruppe der Waren- und Kau f-

hausangestellten im Zentralverband der Ange¬
stellten am t>. November eine Versammlung ab.

in der der von der Tarifkommission ausgear¬
beitete neue Tarifentwurf beraten wurde. Nach
einleitendem Worts»' de» Kollegen KeMig, des

Vorsitzenden der Tarifkommission, nahm.Kollier
Nichter daS Wort zu ausführlicher Bericht¬
erstattung über den grundsätzlichen Teil des

neuen ^rifentwurfes, Kollege Mürriger be¬

handelte den materiellen Teil. Die Versamm¬
lung folgte mit,regem Interesse den Mitteilun¬

gen, der einzelnen Redner; in, der Aussprache er¬

gaben sich keine wesentlichen Meinungsverschieden¬
heiten der Versammlungsteilnehmer mit dem vor¬

gelegten Entwurf. Es wurde aus der Versamm¬
lung heraus folgende Resolution eingebracht,
welche, sowie bet vorgelegte Taris einstimmig
angenommen wurde:

„Die am S. Nobember 1919 im Muttbäser-
Festsaale vollzählig versammelten Angeftellten der

Waren- und Kaufhäuser bringen zur Durch¬
führung der bevOrsiehenden TarifverhandlungeN
dem Zentralverband der Angestellten und der aus

ihren Reihen gewählten TarifrLMNnssion das

vollste Vertrauen entgegen.
Sie erwarten bestimmt, daß die von der An¬

geftelltenschaft einstimmig geforderten Mindestge¬
hälter mit Rücksicht darauf, daß diefe lediglich
einen Ausgleich mit den heutigen Verhältnissen
darstellen, seitens der Arbeitgeber restlos aner¬

kannt werden.

Sie erwarten ferner, daß die beginnenden
Tarifverhandlungen, angesichts der Notlage der

Angestellten schnellstens durchgeführt werden.

Nur dann halten die Angestellten ein gedeih¬
liches Zusammenarbeiten mit ihren Arbeitgebern,
das auch im Interesse unserer daniederliegender,
Volkswirtschaft notwendig ift, für möglich."

Als zweiter Punkt stand die Arbeitsruhe AM

8. November auf der TageSordnrmg. Kollege
Kernig referierte über den Beschluß des Aktions¬

ausschusses der Betriebsröte,, tvorauf die Ver¬

sammlung einstimmig beschloß, den L. No¬

vember durch Arbeitsruhe zu feiern. Unter

großer Begeisterung wurde die Versammlung
hierauf geschloffen. ~~

MH?lUNßSmiisßlßKGsrKs.
Jgnaz Fischer, WurstfaSrik in Psffau, be¬

schäftigt einen Angestellten, der täglich in de?

Regel zehnstündige Arbeitszeit hat, manchmal
auch noch länger. Von cinem Einhalten des kauf¬
männischen Tarifvertrages ist nicht die blasse
Idee! Unsere diesbezüglich um Abstellung an¬

gerufene OrkSgruppenKitung rückte dem Herrn
sofort urit einem höflich, aber energisch gehaltenen
Mahnschreiben zu Leibe und bot im übrigen ihre
Vermittlung zur endgültigen Regelung an, die

auch angenommen wurde. Die Kon dem Kollegen
Gräf mit Herrn Fischer gepflogenen Verhand¬

lungen erreichten ihren Zweck in prmero Gehalts»
regelung, Nachzahlung. Weihnachtsgratifikation
und Urlaub. Betreffs der wöchentlichen Arbeits¬

zeit kam es leider zum Abbruch ber Verhand¬
lungen: Herr Fischer sagte bald, sie könne nicht
in unserem Sinne geregelt lverden, bald sagte
er, es ssi immer so gewesen und müsse immer so
bleiben. Nach zehn Tagen aber sagte cr dem

Kollegen Bauer zu, daß die Arbeitszeit wie die
der M-stzger sei, also die 4L-Stundsn-Woche.

Es hat sich also gezeigt, daß ein festes Be¬

harren auch auf solchc Herrennaturen ihren
Zweck nicht verfehlt. Die Passauer Kollegen haben
allen Grund, auf die selbstgefchaffene Organisation
stolz zn sein und treu zu ihr zu stehen und für sie

zu loerben.

Wus öem ZsiiUIZgsgeWsrHs.
Die Angcstelltcn des WTB. in Frankfurt a. AZ.

sind vor einiger Zeit an die Ortsgruppe des

Zentralverbandes der Angestellten herangetreten,
um bei ihrcr Firma eine Verbesserung ihrer
Lobnverhältnisse herbeizuführen. Geini WTB.

werden Gehälter bezahlt, die nicht zur Befriedi¬

gung de? allernoüoendigstcn Lebensbedürfnisse
ausreichen. Es beziehen verheiratete Redakteure

Monatsgehälter von SW Mk., Kontoristen im

Alter «on 2S bis W Jahren 240 Mk. und Ko:r°

toristinnen 150 Mk. einschließlich Teuerungszu¬

lage. Die Verhandlungen, die unser Zentralver¬
band mit dem WtTB. gepflogen, hat, führten zu¬

nächst zu. keinem Resultat, da das offiziöse Tele-

graphenbureau es strikte ablehnte, eine Erhöhung
der Gehälter vorzunehmen. Wer Schlich-
itungssuöschutz Frankfurit, a. M. entschied

««ch eingehender Prüfung der Sachlage, daß d«

Firma verpflichtet fei, die in Frankfurt «. M.

ortsüblichen Gehälter zu zahlen. Da das WTB,

dicsen Schiedsspruch nicht anerkannte, mußte der

DemobilmachungsZo m m i ssar ange»
rufen werden, der es aber ablehnte, diesen
Schiedsspruch für verbindlich zu erklären, da es

ein kodifiziertes Recht hierfür iticht gebe. Taf;
cs außerdem aber noch cin soziales Recht gibt,
seheint dieser Herr nicht zu wissen. Wir werden

uns «n andere: Stelle einmal mit den Cut»

schsidungen der BcmobUMachti,'!As!om»uffare' zu
befassen haben.

Inzwischen ist nun das WTB, in eine«

Nundichrciben an seine Beamten und AngestsLiv»
hnan.i?treten, iii dem es zunächst die Notlage der

Angestellten anerkennt. Aus dieser Erwägung
heraus Hai die Firma sich entschlossen!, daß sie.
u«m höre und staune, dis Weihnachtsgratifikation
früher auszahlen will, um dcn Beamten die

notwendigen Anschaffurigen beim Beginn der

rauheren Jahreszeit zu ermöglichen. Die Firm«
schreibt dann wörtlich weiter: „Wenn wir nun

in diesem Augenblick erfahren müssen, daß un»

bekümmert darum «Bestrebungen im Gangs sind,
dis Beainten unserer Agenturen, zum Anschlich
an außenstehende Organisationen zu bewegen,
lediglich um eine agitatorische Stärkung "zu ge»
Minnen, so kann darin keine Ermutigung für
uns liegen auf dem Wege, den wir betrete«

haben, vorzugehen." Das WTB. setz! dann weiter

auseinander, daß es die Verantwortung ab¬

lehnen müsse, wenn durch einc agitatorische, be»

rsitS aufreizende Behandlung der GchaltLsrage
ernste Zerwürfnisse nnd «Störungen in seinen
GeschäMöetriieb gebracht würden Das WTB.

scheint gar nicht zu wissen, daß cS eine gesetzlich
gewährleistete Koalit,io«nsfreiheit gibt. Es wäre

u. E. au der Zeit, daß sich die Negierung, dis

doch immerhin einigen Einfluß auf das offiziös«
Nachrichtenbureau haben dürfte, etwas mehr um

die Verhältnisse bci dem WTB. kümmert. Die

Angestellten' werden sich jedenfalls gegen «m»

derartige Entrechtung init allen Kräften zu

lvehren wissen. Die Leitung, des WTB. ab«

dürfte gut tun, ihren «Mionäreni StandpunK
gegenüber ihren Angestellten schon jetzt fallen
zu lassen. Der Druck der öffentlich«. Meinung
dürfte sich sonst stärker erweisen als die Träger
einer Auffassung, die nicht scharf genug bekämpft
werden bann und die mitverantwortlich ist für ,

die iu weiten BoWkreifen herrschende Erbitte,

rung.

MgesiMs bsi SchörKen.
ZuW Streik der BurcatthiifKkrsfte des

Maglfirats Berlin.
Mit regem Interesse sind die Kollegcn im

Reiche der Bewegung der Berliner Kollegenschaft
gefolgt. Da sich in den Kreisen der Harnronie»
verbände, wie schon so häufig, wiederum Be»

wegungen bemerkbar inachen, ben Mrlschafts»
kämpf unserer Kollegen in ihrem Sinne nutzbar
zu machcn, ist es notwendig, an dieser Stelle

eine kurz zusammengefaßte Darstellung der Ent¬

wicklung und des Fortgangs des Kampfes zu

geben.
Die Kollegen, die bis zum April d. I. noch

Tagegelder von 4 MZ, bis 5,20 Mk. bezogen, waren

im Frühjahr auf Grund ihrer ungeheuren wirt¬

schaftlichen Notlage bei der Behörde vorstellig ge¬
worden, um eine Ausbesserung ihrer Gehälter
und sonstigen Arbeitsbedingungen zu erzielest.
Schon damals verhielt der Magistrat Berlin sich
vollständig ablehnend, so daß es notwendig war,,

ihn erst durch Schiedsspruch zur Anerkennung der

Forderungen zu zwingen. Diefer Schiedsspruch,
welcher am A). April 1919 gefällt wurde, brachte
den Kollegen neben der Gewährung des Mit»

bestimmungsrechts und Regelung der Urlaubs¬

und Kündigungsbedingungen eine Gehaltsauf¬
besserung, nach welcher sie eincn Durchschnitlsver»
dienst von monatlich 37S MZ. hatten.

Da es der Wunsch der Kollegen war, auf
Grund der immerhin noch ziemlich ungeklärten
Arbeits- und Gshaltsbedingungen zu einer sesten,
wenn möglich tariflichen Regelung zu gelangen,
war dieser Schiedsspruch laut einer am 15. April
in einer Massenversammlung angenommenen Ne»

soluZion als eiu Provisorium bis zur endgültigem
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»rfflichen Regelung zu betrachten. Dieses kam

iu den Verhandlungen vor deni Schlichiu ngZaus-
damals auch wiederholt zum Ausdruck.

Die seit 'dem Monat Mai sich immer mehr

geltend machende Steigerung der Preise für Le¬

bensmittcl und Gebrauchsgegenstände des täg¬

lichen Lebens hatte zur Folge, dasz die am

SO. April 1919 gemährte Gehaltszulage sehr bald

nicht mehr ausreichte, auch nur die alternativen-

sigsten Auslagen des täglichen Lebens zu be¬

streiken. Es ift mir zu verständlich, ensz unsere

Kollegen aus diesem Grunde die den Reichs- und

Staatsbeamten im Juni ö. I. gemährte Wirt¬

schaftSbeihilfe such tür sich beanspruchten, zumal

j« ihre Löhne bis z«m Äpril d. I. äußerst ge¬

ringe waren. Natürlich War man in bürgerlichen

Kreisen sofort dabei, über die nach ihrer Mei¬

nung uuöotmäfggen Forderungen ein großes Gc-

lschrei zu erheben. Dabei vergaß man natürlich,

«ch man den Beamten der Kommunen 1209 und

ISL« Mk. bereits gemährt hatte. Dran mies zwar

darauf hin, daß diefe Zahlung nur als ein Vor¬

schuß auf die kommende GehaltSregulierung zu

betrtrchten sei. Wieweit dieses iml der Praxis

jedoch zutrifft, geht daraus hervor, daß die Ge¬

haltSregulierung, die ursprünglich am 1. April

geplant war, nunmehr genau wie bei den Hilfs¬
kräften auch erst vom 1. Oktober in Kraft treten

Zoll u.id die 1«)« bzw. .SO« Mk. so quasi für die

Zeit »om Azxril bis Oktober als Entschädigung

gezahlt wird. Ss kommt hier wieder der alte Satz
in Anwendung: Wenn zwei dasselbe tun, so ist

eü> noch lange nicht dasselbe I

Von den in Frage kommenden ea. 60 Ge¬

meinden Groß-Berlins waren es ungefähr IS, die

dem Wunsch der Kollegen auf Gewährung einer

Wirtschaftsbcchilfs gang oder zum Teil Rechnung

trug««. Alle airderen — mit Berlin sn der

Spitze — lehnten es ob und miesen darauf hin,

nur die lausenden Bezüge erhohen zu Wollen,

Um der großen, sich immer mehr steigernden Not

der Kollegenschaft Rechnung zu tragen, reichte d«

Organisation den Tarifvertrag ein, um dei der

Verhandlung Gelegenheit zu geben, evtl. durch

rückwirkende Kraft einigermaßen «nen kleinen

Ausgleich für die abgelehnten Forderungen zn

schaffen. Ader auch das lehnte der Magistrat
Berlin besonders in ganz brüsker Korm «b. Es

dürfte die Kollcgenfchaft sicher interessieren, em-

mal zu erfahren, welche Sätze bei den Tarifoer»

hsndlungcn gefordert wurden. Es waren die

nämlichen, welche am 7. Oktober d. F. einen Tag
Vor der ersten »k^ifverhandlung von dem Schlich-

tunzsausschuß den Gemeinöetrrbeltern gtrgebilligt
waren. Ist es eins unbillige Forderung, die gleiche

Bezahlung von Kopf- uird Handarbeitern einer

Gemeinde zu verlangen? Diese Frage zu be¬

antworten, dürfte mohl keinem einsichtigen Men¬

schen schwer fallen. Doch der Magistrat Berlin

hatte sür cine derartige sozial durchaus gerecht¬

fertigte Forderung absolut Kin Verständnis, denn

er glaubte mit einem Angebot Kon SO Mk. sür

Ledige und 7S Mk. für Verheiratete als Zuschlag

zu den bestehenden Gehältern vollständig seine

Pflicht getan zu haben. Da keine Einigung zu

erzielen war, blieb nur die Entscheidung des

Schlichtungsausschusses übrig. Aber auch hier

setzte sich der Magistrat Berlin in Widerspruch

zu dcr klaren Rechisauffassung, welche die Kol¬

legen sowohl wie ein erheblicher Teil der betei¬

ligten Gemeinden von dem Gegenstand dcr Ver¬

handlungen hatten, indem er nicht den zuständigen
Schlichtungsausschuß Groß-Berlin, sondern den

örtlichen Ausschuß zur Erledigung dcs Streit¬

falles anrief.
Obgleich in der Verhandlung durch die

Vertreter der Organisation die Unzuftändigkeit
dieses Schlichtungsausschusses eingehend begründet
wurde, konnte er es nicht über sich dringen, fich

für unzuständig zu erklären urid fällte einen

Spruch dahingehend, daß zu den am 30. April

festgelegten Gehältern ein Zuschlag von 2S MZ,

für Jugendliche bis 18 Jahre und 100 Mk. für
über 1ö Jahre alte Kollegen rückwirkend ab !. Sep¬
tember gezahlt werden solle. Die Forderung der

Wirtschaftsbeihilfe wurde abgelehnt. Die Ver»

traueusleute lehnten diesen Schiedsspruch ab. Um

jedoch der Kollegenschaft selbst die Entscheidung

zu überlassen, fand eine Urabstimmung über An¬

nahme oder Ablehnung des Schiedsspruches statt,
Sl Proz. der Kollegen lehnten den Schiedsspruch
ab uud beauftragten die Organisation, nochmals
in Verhandlungen mit dem Magistrat einzu¬

treten. Die Organisation erfüllte diesen Austrag
mit um so größerer Bereitwilligkeit, da es ihr

ja daran lag, alle Möglichkeiten, die zu einer

friedlichen Beilegung des Streites führen konnten,

zu erschöpfen. Sie teilte dem Magistrat das Re¬

sultat der Abstimmung in einem Schreiben mit

und verlangte nochmalige Verhandlung. Der Ma¬

gistrat jedoch ließ dieses Angebot unbeachtet und

so blieb deu Kollegen nichts weiter übrig, als

zur Anerkennung ihrer Forderung den Streik in

Anwendung zu bringen'. Erst nachdem der Kampf
am 14. Ottober mittags ausgebrochen war, Mur¬

den dis Vertreter der Organisationen vom Ma¬

gistrat zu einer unverbindlichen Rücksprache ge¬

beten. Wie angesichts dieser Tatsache die Leute

vom D.H.V. jetzt herkommen könncn, davon zu

sprechen, die Organisation hätte zum Streik ge¬

hetzt, bleibt ihr Geheimnis. Wenn die Vertreter

der Organisation erwarteten, daß der Magistrat
in der nachgesuchten Zusammenkunft am Nach¬

mittag des 14. Oktober verhandeln wolle, wurden

ste arg enttäuscht. Es wurde ihnen eröffnet, daß
man sich nur über die Rechtslage unterhalten

wolle, dagegen eine Verhandlung ablehnen müsse,
da ja die Sache für den Magistrat vollständig
klar sei. Aus diesem Standpunkt beharrte auch

der Magistrat bei allen während der Streiktage

geführten Verhairdlungen. Er versuchte mit Hilfe
des ihm zu Gebote stehenden Apparates der ge-,

samten Presse die Stimmung der Bevölkerung
Berlins durch falsche und entstellende Darstellung

gegen die Kollegen zu beeinflussen. Alle die¬

jenigen, welche bis zum 1. Oktober wegen wirt¬

schaftlicher Stärke aus dem Dienst entlassen waren,

murden per Rohrpost oder sonstwie sofort mieder

herangezogen. Em Teil der Studentenschaft der

Handelslwchschule glaubte sich noch ein beson¬

deres Verdienst zu erwerben, indem sie den im

schweren Wirtfchaftskampf stehenden Kollegen M

den Rücken fielen und unter dem Deckmantel, der

Technischen Nothilfe beim Magistrat Streikbrecher¬

arbeit verrichtete. Damit auch diejenigen nicht

fehlen, die sonst immer dabei sind, glaubte auch
der Verband der Deutschen Kaufleute, welcher

jetzt so eifrig durch den angeblich so erfolglos ver¬

laufenen Streik für sich Stimmung zu machen

sucht, sich ein besonderes Verdienst zu erwerben,

indem er Streikbrecher vermittelte. Durch diese

Maßnahmen einerseits und leider auch zum Teil

dadurch. Sah ein Teil der anfangs mit im Kampfe

stehenden Kollegen nicht das nötige Rückgrat be¬

saß, durchzubalten, beschlossen die Kollegen nach

einer Verhandlung mit der großen Deputation

des Magistrats Berlin, am Sonnabend, den 18.

Oktober, die Arbeit geschloffen wieder aufzu¬

nehmen Was tat der Ncagistrat daraufhin?

Entgegen der Vereinbarung, welche mit der

Streikleitung getroffen war. daß Maßregelungen
nicht stattfinden sollten, sperrte er am Morgen
deS genannten Tages mehrere wusend der sich

zur Arbeit meldenden Kollegen aus. Besonders
waren es die einzelnen Bureauvorsteher, die du

glaubten, daß jetzt die Zeit gekommen sei, ihr

Mütchen cm den ihnen schon seit langem unbe¬

quemen Angestelltenausschüssen, Vertrauensleuten

usw. kühlen zu können, indem sie gerade besonders

deren Plätze mit Streikbrechern besetzt hatten, um

damit die Nichtwiedereinstellung zu begründen.

Durch das energische Eingreifen der Organi¬

sation gelang es dann, den Magistrat zu veran¬

lassen, jedoch nicht, ohne daß sich erst die Stadt¬

verordnetenversammlung in einer öffentlichen

Sitzung damit befassen mußte, daß diese Maß¬

nahme sofort zurückgenommen murde. Zurzeit

stehen noch ca. 69 Kollegen von 12 099 an der Be¬

wegung Beteiligten außerhalb der Dienststelle

und werden auch diese in allerkürzester Zeit wreder

in den Betrieben fein. Es ift bezeichnend, wenn

der Magistrat erklärt, sein Ehrenstandpunkt oer,

bietet es, die Arbeitswilligen, auch wenn sie wirt¬

schaftlich gut gestellt und auf Erwerb nicht an,

gemiesen sind, nach Beendigung des Streiks so»

fort zu entlassen, da sie ihm ja in der Stunde der

Not so wertvolle Dienste geleistet hätten. Dies

ift ein Standpunkt, der wohl von einem Privat¬
unternehmer noch zu verstehen wäre, in dem

Munde eines BcagiftiatsvertreterS jedoch fich sehr

sonderbar ausnimmt. Für die um Berlin liegen¬
den Vororte wurde sofort der Schlichtungsausschuß
Groß-Berlin zur Entscheidung angerufen, und

eS ift der Organisation gelungen, nunmehr in

dieser Verhandlung grundlegend durch einen Bi

schluß des Schlichtungsausschusses feststellen zu.

offen, daß die NechtSauffaisung des MagiftrsiZ
unrichtig war, und es werden nunmehr die Ver¬

handlungen von neuem aufgenommen. J-^och

uicht mehr in der Form, wie es der Magistrat!,
Berlin versuchte, den Kollegen anfzuzwinge!!, fon¬

dern gemäß des Beschlusses des Schlichtungsaus¬
schusses Groß-Berlin in der Gemeinschaft -

Zweckverbandes. Es gilt nun sür alle Kotigen
'm Reiche, aus dieser Tatsache die Lehre zu

ziehe», daß der Anschluß an unsere Gewerkschaft

mchr denn je notwendig ist und daß die Mit¬

glieder auch von dcm Geist und den Zielen ihrer

Organisation der freien Gewerkschaft erfüllt mei¬

den. Aus allen Teilen des Reiches, auch aus

Berlin, an uns gelangte Nachrichten geben mrS

Kunde, daß diese Organisaiionsn, die nach der

Revolution ihrem alten Firmenschild einen et' >»

neuzeitlichen Anstrich gerben, indem auch sie plötz¬

lich das StreiZrecht als etwas Selbstverständliches

erklärten, durch den Streik der Kollegenschaft

glauben im Trüben fischen zu können. Sie, die

durch ihre Vertreter persönlich erklären ließen,

daß fie sich selbfwerständlich die Forderungen un,

serer Kollegensckiaft zu eigen machen, halten eS

jetzt für zweckmäßig, innerhalb der Kollegenschatt
mit allerhand Argumenten krebsen zu gehen, durch

die sie die Kollegenschaft glauben machen wollen,

daß für fie nichts erreicht fei und daß die O«.

gsnnsation schuld daran wäre, daß 'der StreA an»

yeblich erfolglos geendet habe.
Kollegen, mir überlassen es Euch, nach den

gemachten Darlegungen zu beurteilen, ob für Euch

nichts erreicht ift und ob die Organisation nicht

bemüht ist, alles daran zu setzen, um Eure Recht«

nach jeder Richtung hin zu wahren. Wenn im

AugeiMick bsi Abbruch des Streiks nicht mehr

zu erreichen war, so haben diese Leute nicht o»>

wenigsten dazu mit beigetragen, indem sie un»

seren im Wirtschaftskauipf stehenden Kollegen r«

den Rücken fielen durch die Vermittlung v"n

Streikbrechern. Kolleginnen und Kollegen, eü

muh Euer Bestreben seiu, dafür zu sorgen, daß

für jene Organisationen in Euren Reihen kein

Platz mehr ist. Restlos müßt Ihr dern leuchten¬

den Beispiel der Handarbeiter folgen und i- ,! >r

sorgen, daß nur die freie Gewerkschaft, der Zen»

tralvcrband der Angestellten, als Eure berufene

OvMiiisatioi, vor, allen Kollegei, angesehen wiid.

ZieZler,.

Z«r Entlassung des Hilfspersonal?
erläßt das Reichs wehrminifterium im

Heeoes-Verordnungsblatt Nr. 17 vom 6. Otiober

ISIS eine neue Verordnung vom 6. Okwber ISIS,

die wir wegen ihrer Wichtigkeit für unsere Kol¬

legen wörtlich zum Abdruck bringen:

Bei der Durchführung des Erlasses bom

22. Juli 1819 lA. V. M. S. 65S/S9) haben sich noch

mehrfach« Zweifel ergeben Es wird daher im

Anschluß an diefen Erlaß folgendes bestimmt:

1. Der Erlaß ift im Zufammentvirken mit den

Orgainsationen der ArigefteWenk Unteeosfizie«

und KriegsbesckMdigien ausgearbeitet wor«"

Es ift daher unzulässig, daß von einzelnen Dieii,«.

stellen Et^äuterungen oder Ergänzungen zu diesem

Erlaß herausgegeben werden, die mit ihm ^

Widees'pruch stehen oder über seinen Rahmen h>.,>

ausgehen; soweit! Aenderungen für erforderB,»

gehalten werden, würden sie beim NeichSwe! ,..

minister zu beitragen sein.
L. ES wird auf Ziffer 1 ldeS Erlasses von,

22. Juli 1S19 ausdnicklich aufinerrsam gemach!,
wonach die nicht kriegsbeschädigte!, Zivilaugeftell»
ren durch die darin bezeichneten Militärpersoneii,

Kriegsbeschädigten und KriegShinterbliebeiren er»

setzt werden sollen. Danach dürfen die kviegsbe-

sehadigten Zivilpersonen, wie sie in Ziffer ll) des

Erlasses vom 22. Juli 1919 und nachstehend unter

Ziffer 10 bezeichnet sind, vorlaufig mir auS in

ihrer Person "liegenden Grmiden entlassen wei>

den, oder falls ihre A"veii aufhörte In diesem

Falle ist für ihre anderweitige Unterbringung

nach Möglichkeit Sorge zu tragen.
Es liegt nicht im Sinne der Bestimmungen,

daß Zivilangestellten deswegen gekündigt wird,

um Kapitulanten, die aus Grund des Gesetzes
vom 13. September 1913 abgefunden sind, vo. .

zugsweife unterzubringen.
3. Es darf aus die Zivilangestellten in keinem

Weise ein Druck zum Eintritt als Freiwillige

ausgeübt weirden
4. Es dürfen, keine: Freiwilligen aus der

Reichswehr oW Milit^.pcrsonen in Stellen wm»
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«uMert «der versetzt werden, die von MvAange»
Kellten wahrgciivuiiiien werden können

b. Die Zivilangestellten, deren Tätigkeit noch
«icht aufgehört hat,, dürfen erst dann durch die in

Ziffer 1 des Erlasses vom W. Juli ISIS ge¬
nannten Personen erfetzt werden, wenn gseignste
»Bewerber aus den Kreisen dieser Personen vor¬

handen sind.
6. Bei der Durchführung der vorstehend unter

Kiffer 2 bis S gegebenen Matznahmen empfiehlt
«S sich dringend, die An«estelltenausschüsss be-

«sbend zu lÄsAigen. Ihre Bedencken sind nach
L«ge der Verhältnisse zu beachten. Sie stirb jedoch
«Allenfalls darauf hinzuweisen, dasz Bsrufungen
sm den SchKMungsiMSschusz «der Demobil-

»»hungskourMssar aus diesen Arckässen nur im

NcHlnen der gesetzlichen Verordnungen angängig
find. Auf jMer 6 des Erlasses vom SS. Juli
KS18 ivird nochmals besonders lnng«wiefen.

7. Es liegt Veranlassung «or, Karauf hinzu-
iveksen, dasz Mafzregelmngen von Angeft!Men»us-
MissKn du^rch vorAeitige Entlassungen der Aus-

WiVmitgliedcr zu unterBleiben habenr

S. Gs liegt un Sinne des Erlasses vom

US. IM 1«19 — Ziffer 7 letzter Absatz —, daß
dcm öer Befugnis, über die 14täg!ge Kündigungs-
iMst hinaus eine Unterstützung auf Wngstsns vier

Wschen zu gewähren, ein weitiherziger Gebrauch

Gemacht wird, und zwar so, daß »on dem Tage,
«i welchem die Kündigung entsprechend dem ab-

gesoHossenen Vertrage bzw. dem Erlaß vom

SS. Mai 1919 — Nr. 18/5. 1y. V. k. L — aus»

«twocheni wird. Gebart noch für fechs Wochen irn

Falle der BedürfttgkcÄ gezahlt wird. »>. h. bei

!4tägiger Kündigungsfrist rft die Unterstützung
sbr vier Wochen, bei vertragsmäßiger monatlicher

KKndlgungSrvrst für 14 Tage über den Slblouf
Ksv Kündigungsfrist zu zahlen.

Bei denjenigen Angeftellten, die schon vor

IDIauf der UnterWtzungszeit eine anderweitige
lllksckiäftigung gefunden haben, ift Unterstützung
»ur bis zu diesem Tage zu gewähren. Des¬

gleichen sind etwaige Nebeneinnahnien anzu-

«echnen. Die Unterstützung ift daher erst nach-
brsglich nach Prüfung dieser Verhälwisse zu zah-
Kn. Bei diefer -Prüfung genügt eine Bescheinig
«lwz des öffentlichen Arbeitsnachweises oder der

Organisation, welcher der betreffende Angestellte
««geschlossen ist, «Is Beleg dasür, daß der Ent¬

lassene bis zu dem in dsr Bescheinigung angs-

«benen Ternrin keine andere Stellung gefunden
Hai. Als Beleg für die Anrechnung von Neben¬

einnahmen genügt eine schriftliche Erklärung auf
Pflicht und Gewissen der Entlassenen.

Diese Bestimmungen gelten auch noch für
Kkejenigen Personen die schon entlassen sind, deren

UnterftütMngsfrist aber nach diefen Bestimmungen
«och nacht abgelaufen ist.

9. Es wird enrpfohlen, bei jedem General«

komnrando einen Abbauausschuß zu bilden bei

welchem das GeneraNomurando. die Intendantur,
die ArbeitMhtner und deren Organisationen ver¬

treten sind. Diejenigen Dienststellen, die dem

Wenero.ikommaudo nicht unterstellt find, haben
«n dem AbbauauSfchuß des Generalkommandos

»u beteiligen, in dessen Bereich sie ihren Sitz
halben» Die Vertretung der Arbeitnehmer wird

»on diesen selbst gebildet.
Die Aufgabe des MbauausfchusseS besteht

darkr, den notwendigen 'Abbau der Truppenteille
und Militärbehörden in gutem Einvernehmen
Aschen diesen und den Jntovessenvertveturrgen
der zur Entlassung kommenden Personen vorzu¬

nehmen und, soweit es sich mit deu dienstlichen
»nid sinMAiellen Interessen vereiiibaren läßt, da¬

für zu sorgen, daß die zur Entlassung kommeniden

Personen soweit als möglich anderweit rmter-

«ebracht werden können Besondere Personal-
Unkosten dürfen durch die WtVauauSfchüsse nicht
entstehen.

Iv. Zu Ziffer 1« des Erlasses vom 22. Juli
tS19 haben die Dienststellen, die über die Einstel¬

lung Kriegsbeschädigter zu entscheiden haben, be»

züglrch der Frage, ob ein Berufswechsel nötig ist, das

Gutachten'der amtlichen Fürsorgestellen einzulhoittt,
außer hei denjenigen Kriegsbeschädigten, bei denen

siese Frage bereits entschieden ist, gemäß Erlaß
vom SS. April 1917 — Nr. 249/3. 17. 0 2 K —,

oder die den EinftellumgSscheiu gemäß Z 17 Manu-

tchasts-Versorgungsgesetz 190iZ erhalten haben.
'

11. Jn Ziffer 9a dss Erlasses vom 22. Juli
1S19 bczpcht sich der Hinweis auf Ziffer 1 hinter

Kapitulanten nur auf dis Geeignetheit zum

Bureaudienst.
12. Auflösungen vvn Dienststellen mrt» Bei¬

behaltung von Ablvickluiigsstellen gelten im Sinne

der Verordnung über die Einstellung und Ent¬

lassung von Arbeitnehmern nicht als Auflösung,
sondcrn als Verkleinerung. Die Auswahl der zur

Entlassung komrn enden Personen hat also auch
hier im Benehmen mit dem Angestelltenausschuß
zu erfoligenk Wo dies nicht geschehen ist, sind die

verfügten Kündigimgen und Entlassungen un¬

gültig.
13. Kündigungen und Eirtlassungen, die auf

Grund einer mißverständlichen Auslegtrng des

Erlasses vom W. Juli ISIS erfolgt siird, sind ohne
Wirksamkeit.

Neue Tarifverträge
hat unser Verband mit dem KreiSausschusz
Neichenbach i. Sch'!., dem M°agiftrat ebenda,
und den Gemeindeverwaltungen Langenbie»
lau und Peterswaldau abgeschlossen.

Bemerkenswert ift PunV 14 des Vertrags
niit dem Kreisausfchuß Neichenbach Wer des

Rechte des AngestelltenanSschufseS:
„Die Errichtung von AngeftelltennuSschüssen

regelt fich nach dem Gesetz. Die Rechte und

Pflichten der Ausschüsse sind die gesetzlichen,
soweit der Tarisveriirag nicht andere Beftinrmun-
gen enthält. Von den Angeftelltcnattsfchüssen
wird zur Mitwirkung bsi Anstellung von

Angeftellten unverzüglich ein

Vertrauensmann sowie ein Stellver¬

treter für den Fall ssinsr Behinderung be¬

stimmt. Besteht eine gesetzliche Verpflichtung
zur Errichtung von Angestelltenausschüssen
nicht, so ist unverzüglich von der Gesamthsit der

wahlberechtigten Angestellten mit einfacher
Stimmenmehrheit ein Vertrauensmann und

ein Stellvertreter zu wählen. Er hat dieselben

Aufgaben wie de: AngefteWencmisschuß uiid der

von diefen bestimmte Ver,trauensniann."

Einen Tarifvertrag
für die Angeftellten dei dcn staatlichen Behörden
und Dienststellen Sachsens im Bereiche des

Ministeriums des Innern, des Arbeits» und

WirtschaftsWmiftcrinms
hat unser Verband <rm 21. Ortober d. F. abge¬
schlossen, dsr vom 1. Auguft 1919 ab läuft und

mit dreimonatiger Frist kündbar ist. An dem

Tarifvertrag ift wesentlich, daß das Gehalt nur

nach dem Lebensalter abgestuft gezahlt wird.

Angestellte in ösr Sozial¬
versicherung.

Neichstarif
für die Berufsgeuosseuschaftsangeftellten.
Nach viertägigen Verhandlungen ist der

Reichstsrif endlich zustande, gekommen Dieser
Zeitpunkt ist von der gsfamten Kvllegenfchaft
sehnsüchtig erwartet worden. Seit Monaten

schwebt die Bewegung. Zunächst war der Wider¬

stand des Verbandes deutscher Berussgenosscn-
schaften gegen Tarifverhandlungeu überhaupt zu

brechen. Man wollte Herr im Hause bleiben und

lehnte Verhandlungen ab. Mau rechnete hierbei

auf die Uneinigkeit und Zersplitterung, der Kvlle-

genschaft, die sich zum Teil leider gcgcn dcn Ab¬

schluß eines Tarifes aussprach. Noch im Früh¬
jahr, bei Beginn der Verhandlungen über die

Berliner Teuerungszrrlagcn, erklärten die Herreu
don den Berufsgcnossenschaften:

„Von vornherein stellen wir ausdrücklich
fest, daß wir nicht im entferntesten daran

denken, einen Tarif abzustUießcn."
Und in einem gegen unS gerichteten Flugblatt
der Hamburger Vereinigung der Beamten uud

Angestellten der NcichSunfallversicherung ist zu

lesen:
„Gefahr ist im Verzüge."
„Man will .... unsere festen GehaliZ-

bezüge in einen jederzeit kündbaren Tarif um¬

wandeln. Das bedeutet, daß man uns unseres
Beamtencharaltcrs entkleidet und unö zum

freien Angestelltcnberuf macht,"
„Wer gcgen Tarifvertrag .... ist, melde

sich .... als Mitglied an."

Und dcr ReichSverbaud Deutfcher Angestellten
schrieb:

Klasse 1:

« 2:

. «:

. 4:

.
6:

3300 2X400
290« 2X4«« >j-2XS09
W00 2XS0«

„Einen Tarifvertrag, dcr der Konjunktur
auf dsm Weltmarkt unterworfen ist, lehnt der

'

Verband unter allen Umständen ab."

Ss genügt, diese Tatsachen zu registrieren.
Wenn trotz alledem die Gründung des Ar-

beitgeberverbandss deutscher Berufsgenosfen»
schaften erzwungen u:w ein günstiges Verhand-
lungsergcbnis erzielt worden ift, so haben die

Kollegen es ausschließlich der Tatkraft und Ent¬

schlossenheit des Zentralverbandes zu verdauten.

Nur er hat von Anfang an trotz der heftigsten
Anfeindungen deu Gedanken dcs Tarifvertrages
konsequent vertreten. Ohne den Zentralverband
stünden die Kollsgen heute noch vor einem Nichts.
Selbst unsere Gegner haben dei den Tarifver¬
handlungen anerkennen müssen, daß den, Zentral»
verband das Verdienst, die BerufSgenosjenschaften
zu Verhandlungen gezwungen zu baben, nicht
hoch genug, angerechnet werden kann, und sie
haben sich überzeugen lassen müssen, daß der

Tarifvertrag das erstrebenswerte Ziel ist. Der

Ta r i f ad sch l u sz bedeutet also einen

vollen Sieg dsr Gewerkschaft) in der

Sache und in der Idee.
Welche wesentlichen Verbesserungen! bringt

dag Reichsabkommen unseren Kollegen?
Das GesaiMeinkoinmen setzt sich aus Gehalt,

dem beweglichen Gehaltszuschlag und dsm Orts»

Zuschlag zusammen.
s) DaS Gehalt betrögt, stcigcnd von 2 zu

2 Jahren, für
Mark

4290 2X40« -5- 2X300 -s- 4X299 ^ 040«

3890 2X40« ^ 2X30« -s- 4X17S 5900

2XS00—4X17«^K4M

4X125-^48««
3X20« > SX10« 4000

b) Der bewegliche Gehaltszuschlag beläuft
sich für ledige Angestellte auf 1000 Mk., für ver¬

heiratete Angestellte auf 1400 Mk., und für jedes
Kind auf Z,Z0 Mk. jährlich.

c) Der Ortszuschlag wird vom Staffelgehatr
uud der Teuerungszulage — ohne die Kindcrzu»
lagen — berechnet. Er beträgt in Ortsiiass? »

— Proz., d IS Vroz.. c LS Proz. w.rd 6 3« Proz.
Das Einkommen der weiblichen Angestellten

verringert stch um 10 Proz.
Die Eebührnisse der unständig Angestellten

sind so zu regeln, daß sie nicht erheblich hinler
denen der ständig Angestellten zurü^bleiben.

Die Einreihung der Angestellte.'! in obige G?»

Haltsstaffel erfolgt lediglich noch den tatsächlichen
Leistungen, nicht mehr nach dsm Titel, den der

Angestellte hat, oder der Gunst, die er an zuständi¬
ger Stelle genießt. Hat z. B. ein Angestellter,
der jetzt noch als Assistent (in der Regel
Klasse III) geführt wird, seit 10 Jahren die Ar»

Seiten in vollem Umfange erledigt, die der

Klasse II (bisher in der Regel Sekretäre) zuge¬

wiesen sind, so wird sein nunmehriges Gehalt so
festgesetzt, als ob er seit 10 Jahren Sekretär war.

Bei der Berechnung des Ruhegehalts wird

das Gehalt und die Teuerungszulage voll, der

Ortszu schlag zn zwei Drittel in Anrechnung ge¬

bracht. Die Pensionsberechtigung beginnt mit

dem vollendeten 10. aiirechnungsfälnnen Dienst»

fahre nach dem 21. Lebensjahr. Damit ist di«,

lebenslängliche Anstellung verbunden.

Die Kollegen haben einen Anspruch auf Ur»

laub, der zwischen 9 und 24 Werktagen schwankt.
Das Uebereinkommsn gilt hinsichtlich der Ge-

lzaltssätzs rückwirkend vom 1. April 1919 ob.

Von einer Kommission wird die Musterdienst»
ordnung anfgestellt.

Der Reichstarif bringt allen Beteiligten, vor

allem auch den Kollegen im Reich sowohl im Ge¬

halt, als auch in den Arbeitsbedingungen, sehr
wesentliche Verbesseruitgen. Jetzt gilt es die rest¬

lose Durchführung dcs Tarifs zu erreichen. Noch
find längst nicht alle Berufsgenossenschafteli Mit»

glied des ArbcitgeberverbandeS, ihre Angestellten
fallcn somit zunächst nicht unter das Abkommen.

Zu dem sind paritätisch zu besetzende Schieds¬

gerichte zn bilden, welche in allen Streitfällen!,
die sich aus dein Abkommen ergeben, zu ent¬

scheiden haben. Jedcr Kollegs hat das größte
Interesse daran, daß sie mit den geeignetsten
Personeii besetzt werden. Sicht da uicht jeder

ein, dnß Einigkeit nötiger ist denn je? Nachdem

sich die Kollcgeiischaft des gesamten Reiches in,

erdrückender Mehrheit auf den Boden, des Tarif»

Vertrages gestellt hat, nachdem er dank dcr ener¬

gischen und zielbewußten Tätigkeit unseres Ber.
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Sandes WirZlichKit geworden ist. Haben alle
'

SonderbestreduiMn ihre Extsteirzberechtigung ver¬

loren -und können nur das vollbrachte Wer? ge«

föhrden. Deshaib fördere jeder die so notwendige

Einigkeit und Geschlossenheit- der -Kollegenschaft
in unserem Verband. L>

TarifabsMutz in Bayern.
Am 23. und Lg. SVwmbor 1919 tagte im

Saale des KürisUerhauses zu Nürnberg die dies¬

jährige Jahresversammlung des Landesver¬

bände« Bäuerischer Ortskranken¬

kafse n r. d. NK.

Unier anderem wurde nachstehende Ent¬

schließung angenommen:

„Die heutige allgemeine Versammlung der

bayerischen Krankenkassen stellt sich prinzipiell
auf den Boden dcs zwischen dem Hauptvcrband
deutscher' Ortstraukenkassen und- dem Verband

der Angestellten abgeschlossenen Tarifentwurfs.
Jene Grundsätze erscheinen auch für Bauern

als geeignet. Aus diesen Gründen beauftragt
die Versammlung die gewahI'teTariflommission,
im Benehmen mit dcm Vorstand des Landes¬

verbandes unter Berücksichtigung der besonderen

örtlichen und baycrifchien VerliöÜnisse und unter

Verwertung jener Unterlagen cinen für die

bayerischen Krankenkassen verbindlichen Taris

auszuarbeiten, für dessen Durchführung sich dic

einzelnen Klassenvertreter in ihren Vorständen
eimet-en werden.

Meichzeirig verpflichten sich -die Kassenver-
treter, daß an ibre Angestellten die gleichen
Aiusgleicksgahlungen bezaW werden., mie au- die

Reichs- und Staatsbeamten."

Dann wurde eine sisbenglisderige Kommission
einreicht, welche mit der Bezirksleitung unseres

Br'i'bandes die Ausgabe hatte, eine Ergänzung der

Ziffern 3 bis 6 des TarifentWurfs auszuarbeiten,
?im 18, und 19. Oktober d. I. erledigte die

Nnterkümm-issioni, besteheitd aus den Herren Buch-
dnickereibesitzer Anton Meindl, München-Pasing,
dein Oeersekretnr Michael Vogel, Erlangen, und

dem Bszirksleüsr Köpplinger, Nürnberg, ihre
Äiifgabe.

In der am Mittwoch, den 29. Oktober, statt¬
gefundenen geineinsamen Sitzung der Tarislom-
mifsion und der Verwaltung des La-ndcsverbairdes

Bstierrscher Ortskrankenkassen wurde dem Ent¬

würfe der Kommission nach unweserMchen «da!«

.ionellen Aenderungen Wnstirnrnig zugestimmt.
Es wurde auch beschlossen,, für den, Tarifentwurf
die Rechtsverbindlichkeit zu erwirken. ES haben
demnach die 'Angestellten der Orts- und Landir-an--

tenrafZen Bayerns Anspruch auf folgende Mindest¬

gehälter :

kllc die KngestcWenßruvvs:
in der OrtStlalkc: I II IU IV

MI. Mk. Mk. Mk,

Orte i!ntc? l««« Einwzhnc-r Mi» SW0 2^Mi

S. ,
Mi! l0-L00W »

SSI» «W LSVS LtM

2. » ,. ee—loc«A) «
«m« «Leo 4e«z SM

„ Wrc lLSOO« „
SSW SS» 420« ssc»

Für die Ortsklasseneinteilung gA bis auf
weiteres das revidierte Verzeichnis.

Das Höchstgehalt ist um L0 Proz. höher als

daS ÄnfangSgehalt und soll mit Beginn des
13, Dieustiahres erreicht werdenr

Die Höhe der Teuerungszulagen richtet sich
in allen Fallen nach den staatlichen Teuerungs¬
sätzen.

Damit gelangt eine Tarisbewegung zum Ab¬

schluß, die die Angestellten der Ortsirankenkassen
feit Monaten in Aufregung schalten hat.

Die am Mittwoch, den 2S. Oktober, abge¬
haltene sehr gut besuchte öffentliche Versammlung
der Angestellten stimmte ebenfalls einstimmig den

Ber c inbarungcn zu.

Wir wünschen, daß das Vorgehen der baye¬
rischen .Krankenkassen vorbildlich für das ganze

Reich worden möchte. Dies ist aber nur möglich,
wenn überall eine geschlossene Angestelltenorgani-
fation vorhanden ist, In Nürnbcrg-Fürth sind die
Kranikentassenange stellten mu stergültig organi -

ftert; mögen die noch immer Zaudernden daraus

ersehen, daß auch ihr Platz in der Einheitsorgani-
salion, dem Zentralverband der Angestellten, ist,

Ei» soziales Institut als unsozialer Arbeit¬

geber.
Die L snd c SV e r sich cr u ng Sa nstal t

Schleswig-Holstein in Kiel stellte im No¬

vember 'vorigen FcchrcS etwa LS stellenlose Ange»

stelKe ein Auf Gruud einer Verfügung des Mi¬

nisteriums des Innern, «ach der die Behörden
Beamte aus den ckbzutreteziden Gebieten bsi Reu»

befetzüngen berücksichtigen sollen, wnrdcn alle mit

Ausnahme von zwei zum 31. Oktober dieses

Jahres gekündigt. Gegen vie Kündigungen er¬

hoben die Angestellten beim Schlichtungsausichutz
Einspruch uud dieser erklärte die Kündigungen
für ungültig. Vom Demubi-ImachungSCizmmlssar
wurde dem Schiedsspruch die Verbindlichkeit ver¬

sagt uNd am gleichen Tage, «n dem diese Ent¬

scheidung einging, wurden alle 28 Angestellten
auf die Straße gesetzt. Wenn auch die V-erfiche-

rungsanftallt fcrincll im Recht ist, so dürfte doch
diele Maßnahme zum mindesten als unsozial zu

bezeichnen sein, zumal ein Ersatz noch nicht ein¬

mal da ist. Wir sind gespannt, was die Arbeit-

ncchmer-vertreter im Vorstand und dcr Boige-
or-dn-ste, ver dort noch seines Amtes waltet, zu

diese: Maßnahme sagen werden.

Dem sofortigen^ Eingreifen unserer Orts¬

gruppe gelang es noch in letzter Stunde, die Ent¬

lassungen bis zum 31. Dezember 1919 hinauszu¬
schieben. Ein neuer BsweüS dafür, daß ein¬

mütiges ZufaMmenstÄi-en zum Ziele führt.

Aus öem SsrsicheruKSSSSwsrSs.
Wirtschaftliche Verantwortung.

Den Angestelltengewerkschaften, die infolge
ihrcr ganzen Entstehung und- Zusammensetzung
fich irt Gegensatz zu den egoistischen, liberalen

WirtschaftscmschauungMi aus dem Boden der so-
ztalen- Verantwortung bewegen, wird in jüngster
Zcit von den Vertretern der unbeschränkten Be¬

wegungsfreiheit des Unternehmertums unter

krasser Jntonseguenz gegenüber -dem eigenen

Handeln die am unrechten Platze angebrachte
Mahnuno zugerufen, die „wirtschaftliche Verant¬

wortung gegenüber der Gesamtheit" nicht aus,

dem Auge «u verlieren. Sonderbar nimmt sich
cine solche Warnung »or allem in einigen Ver-

sicherungs„fach"pressen gegenüber der Angestell-
tcnbewsgung aus; waren es doch gerade die An¬

gestellten und ihr? Berufsorganisationen, Sie ge¬

genüber den egoistischen wirtschaftlichcn Geminn-

bestrebungen immer wieder betonten, daß das

Wohl der WerficherungSgemeinschaft, also aller

Versicherten, der oberste Grundsatz für die Ge¬

staltung dcs VersichcrungLivesens und der Ver-

sicherungsuntcrnehmungen sein müsse. Wir An>-

ge-stellten erheben daher aus unserer genauen
Kenntnis der Behandlungsmethoden der Inter¬
essen der Versicherten heraus den Ruf nach Be¬

teiligung aller Versicherten cm der Geschäftsauf¬
sicht nicht nur als Schein, sondern als ernsthafte

Tatsache bei den Gegenseitigkeitsgesellschaften und

ebenso bei den Aktiengesellschaften. Ein Hand-
in-Hand-Arbeitcn der Versichertenvevtreter und

dsr kundigen Angestelltcnvertreter wird not¬

wendig wcrden. Die bereckztigten Interessen der

Versicherten nnd der Angestellten vereinigen sich

harmonisch. Jn der Richtung liegt die immer

wieder verzögerte Reform der Reichsaussicht.

Wie es im Einklang mit dem Interesse und

deni Ansehen des VersichevungSgeiverbes steht,
wenn sogenannte Fachblätrer le Kar titeln vom

„kompletten Geueralirach im Versicherungsge¬
werbe", vom „riesigen Aderlatz der Gesellschaften
durch die ersten Gehaltstarife" und von „der be¬

kannten Schraube ohne Ende durch Gehaltser¬
höhung", die das Versicherungswesen rasend berg¬
ab- bringen, das müssen die Herren Auftraggeber
in den Direktionen und Auffichtsräten mit ihren
übereifrigen Schreibknechten ausmachen. Bon

wirtschaftlicher Verantwortung zeugen solche Ta»

tarennachrichten jedenfalls nicht. Wer ebenso

nach den Erfahrungen der letzten Monate noch

behauptet, der volkswirtschaftliche Zusammenhang
unserer Preisbewegung fei: Gehaltserhöhung, da¬

durch Lebensverteuerung, dadurch wieder Gshalts-
eichöhung und wieder Lebensvertsuerung usf.,
der zeigt, daß ihm eigenes und vorurteilsfreies
volkswirtschaftliches U^c-il abgeht. Wie liegen
die Tatsachen? Die Reichsregierung glaubte, auch

durch Vermeidung vou Lohn- und Gehaltserhöh¬
ungen der rasenden Verteuerung der deiltscheii
Ware» und Unterhaltsmitiel Einhalt zu gebie¬
ten. Sie versuchte daher an Stelle von Lohn¬
erhöhungen durch Neichsmittel verbilligte Le¬

bensmittel u. a. m. auf den Markt zu bringen.
Diese Erwägung — nicht Sie für uns widerlegte

Angabe von den leifrungsunfähigen Betrieben —

veranlaßte auch uus im" Mai' dss. dürftigste - Exi-
stenzmimmum anzunehmen. Zugleich jedoch.he.»
ging unsere Reickslvirtschuft den Fehler, die frei«

Wirtschaft, die kein« Rücksicht auf das GesamtwoÄ

kenn!, in bedauerlichem Umfange wieder zuzu»

lassen. Am deutlichsten zeigte sich der Mißstani
in all den Erscheinungen des „Loches im Westen".

Das Ergebnis war ein massenh^rftes Abfluten

deutfcher Werte nach dem Auslande zu VreiZ»

sätzen. dic dort als Schundkonkurrenz betrachtet

wcrden. Tiese Preissätze waren nur möglich,
weil die deutschen Gehälter und Löhne u. a m.

gegenüber denen des Auslandes so überaus

niedrig sind. Ja -sie und der privatwirts-haftliche
Gewinn sind auch dadurch nur mit ermöglicht,
daß aus öffentlichen Mitteln gewisse Nahrungs»
mittelprcise gesenkt wurden. Der freie Handet
führte ebenso zum Teil gewiß entbehrliche Ge»

nußmittel zu überhöhen Preisen «in. Die westevk
Folge dieser Att Aufbaumivtschaft jedoch ist da.

unglaublich schnelle weitere Sinken des Mari»

kurses der deutschen Valuta. Die Bezahlung der

ausländischen Lebensmittel. die wir einzusühren
genötigt sind, bewirkt dadurch automatisch weitere

Steigerungen der Lebensunterhaltskosten. Auch
die deutschen Preise für Ware im Jnlande be»

gönnen zu steigen, weil eine gewisse Annäherung
an den Preis sosort crfolgt, der sehr leicht nn

Wuslande erzielt werden kann, trotzdem er dort

noch immer ein Schundpreis ist. So sieht dt?

Schraube ohne Ende auS! Auf Kosten deutscher

Werte und vor allem auf Kosten der Untsrb-zah-
lung deutscher Arbeitnehmer haben im freien

Handel Unternehmertum und Kapitalisten neue

Gewinne eingeheimst. Zu dcn Kategorien der

„Kriegsgemrnnler" sind die „Aufbaugewinnler"
— so sollte man sie nennen — (oft in Personal»
unionl hinzugetreten. Mehr als je ist dah«

heute die Forderung nach einer ausreichenden

Erhöhung der Löhne und Gehälter der Arbeit»

nehmer nicht nur berechtigt, sondern sogar ein«

Pflicht gegenüber dem Gesamtwohl. Sie zu for¬
dern, entspringt wirtschaftlicher Verantwortung,
die nicht dulden will, daß unsere deutsche Volks,

wirtschaft auf Kosten unserer Menschen und un»

serer Volkskraft ein Geschäft zu Schundpreissn
Ivird,

„Wcnn nicht alle Beteiligten noch in zwölfter
Stunde dis sittliche Kraft aufbringen, ihre eige»

nen Wünsche zugunsten des Allgemeinwohls zu

mäßiget'., statt wie jetzt das Allgemeinwohl rück¬

sichtslos und kurzsichtig der Schrankenlosigkeit der

eigenen Wünsche zu opfern," dann „bergab"
deutsches Versicherungswesen, so rufen ferner di«

Apostel unserer Arbeitgebsrinteresssn aus. Wir

werden dadurch veranlaßt, wiederum darauf hin,
zuweisen, wie weitgehend die Angeftelltenschaft
immer bereit gewesen ist, sogar ihre cigencn
dürftigen Bezüge noch durch die Interessen des

Wohles der einzelnen Betriebs beschneiden zu

lassen. Die UnternchmungSleiter dagegen lehnten
es ab, auch für dis minder leistungsfähigen Ge¬

sellschaften ihre eigenen Bezüge irgendeiner sol¬
chen Beschränkung zu unterwerfen. Mit Pathos

fand sogar ihr Vertreter eine formale Begrün¬
dung, dis da lautet: Die Höhe der Direktoren^

geheilter zu bestimmen, steht allein dem AnfsichtZ.
rat zu. Unseres Erachtens stcht es aber auch dem

Aufsichtsrat zu, falls nicht einmal bis hart arbei¬

tenden Angestcllten die notdürftigsten Bezüge in¬

folge dcr schlechten Leistungsfähigkeit des Betrie¬

bes erhalten können, klipp und klar angemessene
Schranken sür die Bezüge der Untcrnehmnngs-
leitnngen (wie der kapitalistischen Interessenten)
solcher Unternehmungen festzusetzen >und sich dar»

über mit der Angestelltenschaft zu einigen. Was

taten aber die Aufsichtsräts dank ihrer so oft ge¬

lobten Einsicht in das Unternehmen nick Wirt»

schcrftsleben? Sie erhöhten durchweg die Bezüge
der Unternehmungsleiter, Wie lautet also die

Forderung der wirtschaftlichen Verantwortung?

Typisch für die Art, mit welcher unrerant»

wortlicher Scharlmachergeist Hetzen läßt, ohne die

geringste Verantwortung für Wohl und Wehe dcS

Wirtsaiaftslebens zu beachten, sind seine Alarm-

rakcten von den „Zwangsfusioneii" und „Krachs
im Vcrsicherungsgewerbe", Gewiß, unsere Führer
haben so „starke Nerven", um sich durch solche
unzutreffenden, lärmvollen Auslassungen nich!
irremachen zu lassen. Das erste Opfer des Gc-

haltstariss sollte dsr „deutsche Acker" sein, tat»

tächlich waren ober bis gesamte stnanzictleErschuti»
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terung Sss „Münchener Nück-KonzernS" durch
deutsche und außerdeutsche Frlsdensbedingungen
sowie sonstige Absichten (nicht zuletzt persönliche)
die Triebkräfte. Als neuestes Beispiel über die

leichtfertigen Zusaminenbruchsbehauptungen im

Versicherungsgewerbe diene die Behauptung don

dem Verkauf des „Janus"°Gebäudes in Hamburg
infolge der Angeftelltenforderungeir. Die Scharf¬
macher tm Arbeitgeberlager lassen in der soge¬
nannten »Versicherungspresse" darüber schreiben:

„Ist nicht auch der Verkauf des „Janus"-Ge-
schäftsgsbäudeZ in Hamburg, über den an anderer

Stelle dreier Nummer näher berichte,! wird, schon
Wieder ein Warnungszeichen für diejenigen, die

sehen können und sehen, wollen? l Als einen Be¬
weis dafür, daß durch die bisherigen Angestellten-
forderungen, in Verbindung mit allen weiteren

Mehrbelastungen geringeren Umfangs als jene,
»die LeiswngsfÄhigkeit der deutschen Versiche¬
rungsgesellschaften nicht erschüttert worden sei",
kann Wohl kein vernünftiger Mensch und Jach¬
kenner diese neue Tatsache ansehen; er wird viel¬

mehr den Eindruck haben müssen, dafz auch das

Dpfer des „JanuS" den unerträglichen Mehr¬
kosten, rnsbes-ondere also den dauernden Ange¬
stelltenforderungen gebracht werden mußte. Wir
können Herrn Dr. Bollbrecht zur notwendigen
Verbesserung seiner allzu rosig getönten Infor¬
mationen verraten, dasz er schon in ^nächster Zeit
«och weiter Dinge erleben dürfte, die sich schwer¬
lich zum richtigen Stoff für ein neues Referat
lw-ie das in Magdeburg gehaltene eignen werden."

Acht Tage darauf sah sich dann die Direktion
>es »JanuS" selbst genötigt, zu dementieren, dasz
der Verkauf ihres Gessllschaftsgebäudes mit An-

Uestellknforderungen in Zufornlnenhang gebracht
werden könnte. Dem jst auch so. Den Aufsichts»
röten deS „Janus" wird noch der Brief deS V. d.

B. in- Erinnerung sein, der bereits im Juni 1918,
also längst vor dem Tarifvertrag, .darauf hinwies,
lvie der bereits damvls offensichtliche Abbau des

,Jam!s"-Unternehmens durch «ine verfehlte Un¬

ternohmungsleitung trotz der in Hamburg sprich¬
wörtlichen Unterbezahluirg der Angestellten zu¬
stande gekommen war.

Das Referat, das vom Leiter unserer Reichs-
sgchgruppe am Borabend der Magdeburger Tarif»
lpertragskmifsrenz gehalten wurde, mit seinem
Hinweis auf die wirtschaftliche Verantwortung
«nd auf den selibsrloftn Opfevwilleu auch der Un»

KernehmungSleiter bei bedrängten Betrieben, ift
für die Artikslschreiber der Scharfmacher eine be»
Kmders peinliche Angelegenheit. Freiwillig bieten

ftch daher die Leute, die für die „Vereinigung
der leitenden Angestellten in Handel und Indu¬
strie" sammeln, opferbereit dar. Sie fangen einem

Hinweis, daß auch die Offiziere im Beruf der

Wirtschaftsnot opferbereit mit entgegentreten
lallten, auf und lenken ihn — ein Mißverständnis
vorgebend — auf die leitenden Angestellten ab,
uui alZiss Unbequeme von deu UnternvHmungZ-
keitern abzuwenden. Vergebliche gelbe Schutz-
itruppenbeinühuug. Wörtlich ausgeführt wurde

°N dem Referat: »Schon die Gehaltssätze ohne
Liefe verden MonÄsgehälter waren von den Ar¬

beitgebern mit Pathos als äußerste Grenze sür
Kie Leistungsfähigkeit bezeichnet worden. Man

prophezeite uns, wenn die beiden Monatsgehälter
Poch hinzukommen würden, dann -wäre der Zu-
fammenbruch einer großen Anzahl der Betriebe

gewiß. Auch ein Sachverständiger des Aufsichis-
«mtes war ein solcher Hez,enmeiftsr, daß er so»
Krt die Bestätigung für diese bctriebswlotfchaft-
Ibchen Folgen^ener Belastung zu geben vermochte.
Wir haben die Möglichkeit, und fie ift auch
Kn Z 9 ausgenommen worden, bei levstungsbe-
schränkten Betrieben Rücksicht zu üben. Wer,

Swings knüpften wir eine Bedingung daran, die

»zigeNtlich selbstverständlich sein sollte, daß dann

die Unternehmungsleiter auch nur beziehen soll-
lwn: höchstes Beamtengehalt zrtZüglich SLO-l) Mk.

Funkttonszulags. Gewiß cine Summe, die aus¬

reichend wäre. ES wurden dann von den Arbeit¬

gebern die beiden Monatsgehälter angenommen,

»hne daß jemals cin Betrieb gekommen wäre, der

von dieser Ausnahme Gebrauch machen wollte.

DuS K gewiß der schlagendste Beweis, daß der

Ruf mit dem Zusammenbruch doch nicht so «tut

chstz denn wenn ich irgendwo Betriebsleiter bin,
Ilne Verantwortung für einen Betrieb trage, dann

sxringz ich auch als erster in die Schanze und

lasse, wenn es sein muß, und zwar freiwillig.
Von meinen Bezügen. Wir verlangen von un¬

seren Offizieren im Wirtschaftsleben,, den Vor¬

standsmitgliedern! unserer Betriebe, daß sie die

ersten an der Front sind und nicht hinten gemäch¬
lich im Unterstand sitzen, während die hart arbei¬
tenden Angestellten die ganze Not unserer jetzi¬
gen Verhältnisse auskosten sollcn."

Gerade diejenigen unserer Kollegen, die zu
den qualifizierten ArbeitÄSistungen berufen sind,
können «m weitgehendsten beurteilen, wie not¬

wendig es fein wird, daß die Schwere dsr Zeit
von allen Angehörigen solcher Betriebe getragen
werden, die befonders schwierige Verhältnisse aus¬
weisen. Die leitenden Kollegen werden nicht dem

Rufe der „Vereinigung der leitenden Angestellten
in Handel und Industrie" folgen uud auf den

Schanzen erscheinen wollen, um die überhöhen
Einkommen der Unternehmungsleitungen und die

nicht erarbeiteten Bezüge der Aufsichtsräte und

Aktionäre zu schützen. Die Kollegen wollen keine

gslbe Schutztruppe sein, sondern Arbeitnshmer-
solidarität üben, weil sie wirtschaftliche Verant¬

wortung gegenüber riner Entwicklung unserer
Volkswirtschaft zu Höberen und lebenswerteren

Formen und nicht Helotengesinnung gegenüber
den Kapit^gelwaltigen und ihren Sachwaltern
als Leitstern in ihrer Brust tragen.

Dr. W. Bollbrecht,

Bekannte Unwahrheiten der Gelben'

Durch die Blätter der gelben Vereine und

Verbände, vom Deutschnationalen Handlungs¬
gehilfenverband bis zum Verein deutfcher Kauf¬
leute, gehen über die VersicherungKangestellteu-
tiewegung irreführende Meldungen, die vollstän¬
digen Mangel an- Vertrautheit mit unseren Be-

rufsverhÄtnissen verraten. Wenn wir nur cm»

nehmen würden, die tut^ächlichen Undichtigkeiten
hätten ihren Ursprung in der Taifache, daß be-

Zamntlich Berufskollegen auS dem Versicherungs¬
gewerbe diese Verbände nicht als «hre Vertretung
vstrachten, 5« würden »ir jener bünölerischen
Vapierverschwendung kaum Gewicht beilegen. Es

bonldelt sich ««doch offensichtlich um systematische
AuSstreuungen der Arl»itgeberschutztruppen, so

daß wir ihre Auslassungen schon niedriger hän-
»en müssen.

Im Chöre wiederholen jene Mütter die be¬

kannte Unwahrheit, dcch die früher Scrrtellierten,
jetzt im Zenti^lverband der Angestellten ver»

einigten Verbände zum bestehenden Keichstavif-
i>ertrag niedrigere GehaltKforderungen aufgestellt
Hätten, ÄS fte mit gütiger Erlaubnis seiner Ar¬

beitgeber der Gewerkschaftsbund Zmifmannischer
Angeftellten«rbönde erb»ben durfte. Es seien
daher rwchmalö die Tatsachen festgestellt, die den

systematischen Beiwrei-dern dsr bündkrischen Un»

Wahrheiten dekmnt sind: 1. Dis von den Gewer?»

KÄchtsbündlern aufgeführten Zahlen sind niemals

von un-seren Verbänden zum Rsichstarifvertrag
erhoben; sie Znid dielnisbr lediglich örtlichen Ber»

liner Forderungen aus den Monaten Dezember
1S18 und Januar 1919 entnommen worden.

S, Die Wiedergabe der Zahlen jedoch ist such
dumn nicht es-rma! den Talfachen entsprechend er-

f«lgt. Die Bewerkschaftsbündl-er unterschlagen
vielmehr, daß die Berliner örtlichen Forderungen
der Ortsgruppc des Zentralverbandes aus dem

Januar 191S. Mißeridem noch monatlich SO MZ.

zu ssdem Gehalt hinzu betragen huben. 3. Ferner
verfchweigen die Gewerkfchaftsbündler bewußt,
daß jene »lkrlmrer örtlichen iForderunysn, die

nicht mit dem Reichstarifvertrag zusammen¬
hingen, bereits im Januar !919 von den Orts¬

gruppen aufgestellt worden sind, während die ge-

werkschaftsbündlerischen Forderungen zu den

TartfdertragSverhandlungSil inr Mai 1919 be¬

stimmt waren.

Jeder Kollege weiß, wie sehr gerade, in den

Monaten Januar bis Mai 1919 dis Erhöhung
der Löhne, Gehälter und LebensuuterhaltsZosten
stattgefunden hat. Die Gewerkschaftsbündler ver¬

gleichen daher in voller Kenntnis der Tatfachen,
nach ihren alten Mechoden der Irreführung der

Angestellten, Gehaltsziffern, die einmal gefälscht
»Nd zum zweiten überhaupt nicht vergleichdar
sind. — Verglichen könnten mit dsn Januar-
zshlen unserer Ortsgruppenforderungen in Ber¬

lin nur die gewerkschaftsbündlerischen Forderun»
gen für Versicherungsangestellte vom Januar
weiden. Solche Forderungen sind bei den Gelben

noch nicht vorhanden gswesen, denn im Januar

hatte der GeiverkschaftSbund noch nicht „umge¬
lernt" und war noch Gegner von Tarifverträgen.
^ Vergleichbar aber sind auch die Forderungen,
die die Zentralen unserer Verbände für dic Mai-

verhandlungcn mit den Arbeitgebern aufstellten,
mit den Forderungen des Gewerkschaftsbundes,
die zu dem glsiclren Zweck und zu dem gleichen
Termin ausgestellt waren. Ein Vergleich zcigt
dann, daß unsere Forderungen- L9 bis S9 Proz.
höher waren als die der Gelben.

Wir ließen eS jcdoch mcht nur bei höheren
Forderringen als der GewerkschaftSliund, sondern
setzten auch höhere Gehälter durch
als der Gewerkschaftsbünd auch uur

hätte fordern dürfen. Zum Beispiel Hütte
das Gebalt cines Zwanzigjährigen in all«,, Be»

schäftigungsklasssn nach der Forderung des „Ge¬
werkschafts" bundes insgesamt L7M Mk. jährlich
betragen. Wir erreichten für den Einundftwonzig-
jährigen LAX) Mk. bis im höchsten Falle 4sl7 Mk.

einschließlich FunktionSguloge je nach Allgehörig-
keit zur Klasse 4, S oder 2. Für den Zweiund-
zwanzigjLhrigen erlaubte sich der „Gewerlichafts"»
bund ein Jahresgehalt von insgesamt 29-10 Mk.

zu fordern. Wir erreichten im Tarifvertrags,
mindestens WO MZ. bis Kostens 4788 Mk.

Die übrigen Gehaltsforderungen des »Gewerk»
schafts"bundcs waren entsprechend.

Es gehört daher schon die ganze „deutschnitig-
nale"' und gcwerkschaftsbündlerische innere Un»

Wahrhaftigkeit dazu, um zu der Behauptung die

Stirn aufzubringen, daß die Arbeitgeber erfreut

gewesen wären, den Gewerkschaftsbünd von dsn

Tarifvertragsverhandlullgen nach dem Willen

unserer Berufskollegen ausgeschlossen zu sehen.
Wer den Verhandlungen beiwohnte und die weit»

gehenden Bemühungen der Arbeitgeber beobach»
tete, den Gswerksthaftsbttnd und Kompagnie hin«

zugezogen zu sehen, ist sich klar darüber, die

Rattenfänyermelodie des Deutschnationalen, des

Geiiverkschaftsbündler und dcr übrigen Schutz-
trüppler der Arbeitgeber locken dis Versicherungs»
angestellten nicht mehr von ihrer freigewerkschaft¬
lichen Dachorganisation ab. Auch das noch Zaum

erlebte tiefe Niveau der Form und des Inhalts,
mit dem die deutschnationalen und gewerkschafts»
bündl-erischen Rcklawehelden zurzeit arbeiten,

wird keinerlei Wirkung haben.

Fachzeitschrift.
Die Leitung der Reichsfochabteilmig wird

ab Januar 1920 in die Lugs gesetzt werden, die

laut Vereinigungsvsrtrag vorgesehene Fachzei!»
schrift ^auszugeben. Nach den Bestimmungen
dsr Satzung des Verbandes müssen solche Fach»
Zeitschriften gegen Entrichtung der mäßigen Be°>

zugsgebühr im Posiabonnement bezogen werden

Ueber die Angelegenheit mird in einer der näch¬
sten Nummern eingehender berichtet. Jetzt schon
bitten wir die Kollegen, die bereit sind, durch
Beiträge über versicherungswirtschaftZichs oder be¬

triebstechnische Fragen mitzuarbeiten, mit der

RsichIfackiabteilung in Verbindung zu treten.

Kein befähigter Kollegs sollte es versäumen, an

dem Bestrebsn Mitarbeiten, auf dem Boden

unserer gesellschaftlichen Organisation die »er»

sicherungswirtschaftlichen und die l«tniebliche»
Vroblsme zu fördert^

NechissnGattsangesielZie.
Zur Tarifbewegung in Alton«

wird in Nr. 17/18 der «Deutschen Bureau»

Beamten-Zeitung vom 1. OZtober 1919 ein

Sittiationsbericht gegeben, der nicht in vollem Um¬

fange der Wirklichkeit entspricht.
Entweder verschweigt der Verfasser den.Lauf

der Dinge" oder er kennt ihn nicht, was man

aber nicht annehmen sollte.
Deshalb muß etwas dsuilicher darüber ge¬

schrieben werden.

Jn Anbetracht der Angriffe, die der Ham»
burger Tarifvertrag unberechiigterwÄse, dagu
noch von Altona aus, erfährt, wird zunächst «uf
den iu No. 9 des ,,Bureau-Arsg«ftellten" «wm

1. Mai 1919 abgedruckten Tarifvertrag und den

in Nr. 17 der Zeitschrift vom 27. Auguft ISIS

veröffentlichten Artikel: «Zum Hamburger Tarif»
vortrag" verwiesen.

Die Zeiwnterfchiede, Vie »wischen den Wer»

tragSabschlüssen liegen, müssen «lbens« wachtet
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werben wie die Persorlen, die daran beteiligt
waren.

Nach einer Versamnillung vom 10. Dezember
19l?, in der die bekannten Forderungen der An¬

gestellten der NechtsauwäAe unb Notare im Mrt»

Zch.i siegelnet -Grosz-Hamburg. zu dem auch die

S odt Altona cinbczogcn ist, aufgestellt und an»

genommen wurden, erging am 12, Dezember 1S18

, nn die Hamburgischen Reckütsanwälre und Notare,

ebenso an diejenigen in NWona bzw. deren, Orga¬

nisationen gleichzeitig 'das Ersuchen, mit den, zu¬

ständigen Verussorganisationen der Angestcllten
in Verhandlungen zu treten.

Dieses Borgehen und alle späteren Maß¬
nahmen geschahen im Einverständnis mit den

Leilnngen der Ortsvcreine Hamburg und Altona

deS Wiesbadener Verbandes,, die auch öffentlich
init zeichneten, die anteiligen Kosten trugen bis

auf Altona, das -eiren Vorivand suchte und

fand, um dcn nicht unerheblichen Anteil von sich

abzuwälzen.
Wahrend die Hamburgische Anwaltschaft und

das Notariat sich zum Eintritt in gemeinschaft¬
liche Verhandlungen nach einigem Zögern ent¬

schloß, lehnten die Wonaer Nechtsanwälte und

Notare dies -brüsk ab.

Es ivnr nicht möglich, auf ftiedlichem Wege
mit den Mtonaer Herren in Verhandlungen zu

treten

Dic Anwendung von Zivangsmitteln machte

sich deshalb notwendig, um ihren „Herrenstand-

puukt" zu brechen.

Infolgedessen wnrde das Erscheinen t-er

Herren vor der Sozialpolitischen Abteilung des

Arbeiter- und Soldatenrates verlangt. Der ersten

Ladung kam man ans Geringschatzigkcit oder

Furckt nicht nnch. Erst die Androhung der „Vor¬

führung" machte die Herren „geneigter": sie fan-

een aber — es wären ja sonst keine Juristen —

einen Verscliileppungsgrund, wenn, es auch nur

KrankheiiSvorschub war.
^

Wegen der erneuten Erklärung des Bclagc-

ruimsHllstandes in Hamburg-Mtona konnte der

dritte Termin nicht stattfinden.

Erst am 3, März 1919 brachte ein neuer

Termin die Vorwärtsbewegn i-g.

Diese Schwierigkeiten blieben den Altonaer

Kollegen.nicht unbekannt. Jn einer mn t. März
1919 in Altona voin Verein der Rechtsanwalts-

und Nolariats-Burcaubeaintcn (Or-tSverem des

Wiesbadener Verbandes) abgehaltenen Versamm¬

lung wurde ihnen über den Stand der Dinge be¬

richtet. Kollege Walter, Hamburg, tat dies in

Vertretung des damaligen Hamburger Verbands-

nugcslellten. In jener Versammlung wurde auch

der Uebertritt in den Verband der Bureauange-

stellien beschlossen, der leider nicht zur Ausführung
gebracht wurde.

Jn dem bereits erwähnten Termine vom

3. Mnrz 1919 erklärte der Vertreter der Altonaer

Rccht-sanwälte uiid Notare, dafz der inzwischen
konstituierte Altonaer Anivaltvercin zur Auf¬

nahme der gemeinschaftlichen Verhandlungen

jetzt bereit wäre.

Immerhin verstrichwiederuin eineigewisseZeit.
während der von Altona aus nichts unternommen

wurde. Erst eine diesseitige Erinnerung ver¬

mochte es, daß wir unterm 29. Mai 1919 Kennt»

nis von der Ansetzung einer Sitzung der Anwälte

erhielten; ivir brachten darkR zum Ausdruck, daß
auch wir Mir gemeinschafUichen Sitzung neben

dem bereits vorher genannten Ortsverein einge»
laden zu werden wünschen. Dem hat- man ent¬

sprochen, aber fast in -letzter Minnte, dazu noch
telephonisch, so daß, es schlechterdings nicht mehr

möglich >mar, die zu entseiidenden Kollegen recht»
zeitig noch zu erreichen.

Kurz und gut. die Altonaer Nechtsanwälte
und Notare Hand in Hand mit dem Altonaer

Kollegcnverei:, hatten eS also doch fertig gebracht,
die „verhaßten Berliner Verbändler" auszuschal¬
ten. Daß dem so ist, erweist die Tatsache des

beinahe wörtlich abgeschriebenen
Hamburger Tarifvertrages, dessen
EinreichUng und der Beginn des VerHandelns
über denselben.

Die „Beratung" war auch im „Handum¬
drehen" erte^digt, man hat „schnelle Arbeit" ge»

macht. Nur der Anwaltverein hielt sich noch ein

„Hiutertii..'m offen", um den VertraeLabschluß
iroch weiter t,,!?auszuziehen. Uin eiu Resultat zu

erzielen^ bedurften, die .,itonaer Kollegen- noch¬

mals unserer Mitwirkung als ^Schreckmittel",
denn erst, wenn von uns öer „Karren- vorwärts

geschoben" war, kehrte „Mut und Tatkraft" in

deren Männerbrust zurück, sowie der „Ehrgeiz"
den Vertrag selbst zustande zu bringen.

Das „Ende von Lied" war ein Scheitern 'der

Tari fv e lchan-dlungen
Der Schlichtringsausschuß Altona wurde des¬

halb angerufen, mir traten im Interesse dsr ge¬

samten Kollegenschaft dem Verfahren bei uud

maihten die gewerkschaftlichen FordevtNigen
geltend.

Jn seiner Sitzung am IS. Juli 1919 gab der

Schlichtungsnllsschuß folgenden Schi,e!dsspruch ab:

„Der Tarifvertrag, wie er zwischen 'dem

Hcmiburgischen Anwalt-verein und der Ham¬

burg,schen Notariatstammer einerseits, und

dem Verband der Bureauangestellten Deutsch¬
lands, Ortsgruppe Hamburg-Mtolia, uiid dem

Wiesbadener Verband, Ortsgruppe Haniburg,

andererseits abgeschlossen ift. wird auch sür
Altona im vollen Umfange, d. h also auch mit

rückwirkender Kraft ab 1, Februar 1919 für

gültig erklärt init der Mrßgabe, daß den An¬

gestellten für die Zeit vom 1. Februar bis

39. Juni 1-919, d. h. für fünf Monate auf das

laut vorgenanntem Tarif zu beziehende Ge¬

samteinkommen ein Aufschlag von 19 Proz. zu

zahlen -ist, die Lehrlinge find jcdoch hiervon aus¬

genommen."
Den Parteien ist eine Frist von, acht Tagen

zur Anerkennung des Schiedsspruches gegeben
worden.

Jn einer am 18. Juli 1919 in Altona statt¬

gefundenen gemeinschaftlichen Versammlung
wurde dcr Schiedsfprilch abgcl-chiit, trotzdem es

für den Schreiber dieses ,feflstaiid, daß ein anderer

Bertrag nicht zu erringen war.

Dics wurde auch offen, ausgesprochen.
Dennoch bediente die Altonaer Kollegenfchaft

sich wiederum der Hilfe unserer Organisation,
„um weitere Schritte zu unternehmen".

Dcr Wiesbadener Ortsvereim versagte
wiederum. Sowie es zur Geltcndm-achung ge¬

werkschaftlicher Forderungen kommt, gebraucht er

die „Berliner Berböndlcr", um VorivärtS zu trei¬

ben, bis er wicdcr bremst.
In der Sitzung des S-chlichtungSailsschiisscs

Altona am 30. Juli 1919 wurde erneut verhandelt
und der folgende Schiedsspruch abgegeben,:

„Dcr Schiedsspruch vom 15. d. M. wird niit

der WZaßgäbe aufrechterhalten, daß der Auf¬

schlag von 10 Proz. bis zum 31. Dezember 1919

zu zahlen ist."
Damit waren die Mt-onaer Tarifverhandlun¬

gen beendigt.
Der Schiedsspruch wurde von den Parteien

anerkannt.

Run konnte e? sich der Wiesbadener Orts¬

vereinsleiter in Altona nicht verkneifen, die letzte

Versammlung zu einer tiimulwarischenzu mackien;
er stand unter dem Eindrue' des Verlxindstag-cs
in Eisenach nnd erklärte deshalb, die „Zentral-
verbändler" müßten! noch alle ihre Mitglieder an

den E-inheitsverband abgeben. Dabei tritt er

bald so oder so für die Verschmelzung ein, bzw.
Hut das Bestreben mit den Hamburger Kollogen

gemeinsam bessere Gehalts» und Arbeitsverhäl-t-

nisse, zu schaffen. — Wo ist da Sinn und Logik?!
. . . er.

Der il4. Beutschnaiionale
Parteitag

fand am 18. und 19. Oktober 1919 in Leipzig
statt. Nach den Berichten der T^lespresse hielt

nach einer Gedächtnisfeier für die im Kriege

gefallenen 15 MO Mitglieder Hcrr Werner

Heinemann einen Vortrag. Dazu wurde

eine Entschließung gefaßt, die besagt, der

Parteitag
„ift von der Ueberzeugung durchdrungen, daß
Männer und Frauen im Gemeinsthastslcben
eigettwertige Aufgaben zu erfüllen haben, die sie

auf die 'WesensUngleichheit der -beiden Geschlechter

gründen müssen Der Zusammenklang dieser

Wescn,?in!glcichheit verbürgt wahres und dauern»

des Glück für daö VM. Darum muß allen Ver¬

suchen zu einer wirtschaftlichen Entwicklung e>

gegengewirkt werden, die Männer uud. Fr-m,«!,
unter Mißachtung ihres Wesens gleichartig be¬

handeln und sie so an der Erfüllung ihrer natur»

lichen Aufgaben im Leben des Volkes- hindern,
die Frau außerdem für die Mutterschaft unfähig
machen."

Der Borsitzende Hans Bechly sprach
über den „Nationalen Gedanken nach der

Revolution". Brausender Beifall „mnbran»
dete ihn". Dazu ist u. a. beschlossen worden;

Der Parteitag
„. . . glaubt trotz des Zusammenbruchs des alten

Deutschen Reiches an die Zukunft des dentschen
Volkes und an die Wiederausrichtung eines starken
deutschen Staates, dcr alle abgetrennten Brüder

umfassen lvird Er erblickt in den scenischen und

sittlichen Kräften des Volkes unentbehrliche An¬

triebe für de», Aufbau. Darum will er Wahrung
uud bewußte Gestaltung des deutschen Volks-

tinns. Nicht durch Ausschaltung des Voltstums

gelangt man zum Menschentum, sondern durch
Entfaltung der völkischen Eigenarten Die

VWer sind die tragenden Säulen der Menfthheiit.
.... erblickt ii» einer aus dieser Weltanschau¬

ung erioachsenden allgemeinen deutfchen Arbeit»

nehurevbewegung, die unter Fernhaltung von

allen künstlichen Gleichinacherechestr»ebui>gsn den

in Air zusamlnengeschlossenen.BerusSg,ruppen volle

Freiheit zur beruflichen EigencntWicklung gc«

währt, die stolze Kraftquelle für die geistige Ge»

fuiidung unseres ganzen Volkes."

Der übliche PhmsenschwciN, den wir bei

d?n Antisemiten zur Genüge kennen: „Die
Völker sind die tragenden Säulen der Mensch»
heit." Der Deutschnationole Parteitag hätte
. . . ach. da ist uns ein Irrtum unterlaufen!
Die Beschlüsse sind nicht vom 14. antisemi¬
tischen Parteitag, sondern vom 14. Ver-

bandstag des Deutschnationalen Hand«
lungsgehilfeN'Verbandes gefaßt worden. Na,
dns ist ja im Grunde ein und dasselbe!

Deutfchnsiionals Srp. essungs-
versuche.

Der 8 1T2 dcr Gewerbeordnung schrcibt vor,

daß die Gewerkschaften ihre Mitgliedcr nicht für
einc bestimmte Zeit zur Mitgliedschaft Verpflich¬
ten könncn, daß vielmehr dic Mitglieder jederzeit
auslretcn können. Ter Deutschnationale Hand-
lungsgehilfeuvcrband möchle gcrn eine „Gewerk¬

schaft" genannt werden, will aber den oben be¬

zeichneten ß 152 nicht für sich gelten lassen. Er

hat einem bei ihm austrctenden Kollegen folgen»
des geschrieben:

Am 31, Oktober 1919.

Miigl.-Nr
Antwort auf Schr. . . .

Herrn . . ,

Berlin.

Nach Ihrem Brief an unsere Berliner Ge«

schäfisstclle zu urteilen, sind Sie vom Zentral»
verband doch nicht genügend „aufgeklärt" worden.

Der Z 1i>2 der Neichsgewerbeordnuug lautet:

„Alle Verbote und Strafbestimmungen

gegen Gewerbetreibende, Gehilfen, Gesellen
oder Fabrikarbeiter tvegen Verabredungen und

Vereinigungen zum Behufe der Erlangung

günstiger Lohn- und Arbeitsbedingungen, -ins¬

besondere mittels Einstellung der Arbeit und

Entlassung der Arbeiter werden aufgehoben.
Jedem Teilnehmer steht der Rücktritt von sol»
chen Vereinigungen und Verabredungen sre»-
und es sindet aus letzterem Klage noch
Einrede statt."

Sie sehen, daß von sofortigem Rücktritt gar

nicht die Rede ist und mn Rücktritt hindert auch

unser Verband niemanden. Wohl aber ift es

statthaft, daß jede „Vereinigung" und jede Be¬

rufsorganisation eine Satzung habe, denn ohne

eine solche ift das Bestehen eines Verbandes über.

Haupt unmöglich.

Außerdem verpflichten sich die eintretenden

Mitglieder , völlig freiwillig und ohne jeden

Zwang auf die Satzung, Eine freiwillig einge»

gangene Verpflichtung ist aber in der ganzen

Well und sogar auch bei uns in Deutschland

rechtsgültig. UeberdieS dient unser Verband

nicht lediglich als ein? lose Vereinigung zur Er«

lnllgung besserer Lohn» und Arbeitsbedingungen,

sondern por allen Dingen als eine Bersichermig

gegcn Stellenlosigkeit.
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Auf eine Versicherung «ber bezieht sich jener
Paragraph überhaupt^ nicht. Schließlich steht
iede.n Mitglied auch der sofortige Austritt frei,
dcr in der Gewerbeordnungsbeftimmung nicht

erwähnt ist. Das Mitglied braucht sich nur nn

ei« Satzung zu halten und den Beitrag bis Ende

des lausenden Jahres zu zahlen, wok«>, in jenem
Paragraphen auch nicht das geringste steht.

Also wir zwingen niemand, unserem Ber«
band gegen seinen Willen auch nur eine Stunde

anzugehören, sondern stellen jedermann den Aus¬

tritt frei, nur aber verlangen wir die stritte
Jnnehaltung der freiwillig anerkannten Satzung.
Hagegen wird aber auch der Zentralverband, so
lch.ör, wie «r auch sonst reden mag, nichts Machen
Zönnen.

Wir bitter, Sie also, Ihren Verpflichtungen
nachzukommen und stellen es Ihnen frei,
auch sosor, auszuitreten, indem Sie den Beitrag
inr den Ncst l!Z und das Jahr 1920 so¬
fort entrichten.

Hochachtungsvoll
Deutschnationaler Handluilgsgehilfenverband,

Abteilung 4 <A«ußere Angelegenheiten).
gez. Unterschrift,

Niemand bestreitet dem Deutschnationalen
Handlungsgehilfenverband das Recht. et>va rück»

ständige Beiträge zu fordern. Aber sein Ver¬

such, jemand nnr dann von der Mitgliedschaft
Au entbinden, wenn der Betreffende für fünf¬
viertel Jahre Beiträge im voraus entrichtet, ist

geradezu Erpressung. Und dabei lamentieren die

Herren Antisemiten über den „Tertrorismus"
anderer!

Nach dem Inhalt des borstehenden Schrei»

vens ist dsr D. H. V. keine Gewerkschaft, sondern
.-ssr allen Dingen eine Versicherung gegen

Stellenlosigksit".

Aus "den GensffenschEfisn.
Betriebsräte der Genossenschaften. Am

S. Noveinber tagte in BerlinsLichtenbcrg eine

Konferenz der gensssenschastlichen Betriebsräte

Zunächst hielt Liesegang einen Vortrag über

Richtlinien für die Betriebsräte, de: allseitige Zu¬
stimmung fand. Jn der Diskussion wurde pro¬
testiert, daß das Tarifamt des Zentralverbandes
seuifcher Konsumverein? die Frage der Betriebs¬

räte „vertagt" habe, ohne dis Angestellter, felbst
zu hören. Es kam auch zum Ausdruck, daß öie

Hamburger Gsnosienschaftszentrale nichl als ein

Hort dcs Fortschritts gilt. Die Angestellten der

Großeinkaufsgesellschaft und der Verlagsgesell»
ftkafi oeutfcker Konsumvereine hatten bei ihren

Geschaftsieitungen folgende Forderungen einge¬
reicht, die von diesen abgelehnt worden sind:
„1, Der Betriebsrot hat das Recht, durch zwei

seiner Mitglieder an allen Sitzungen der Be¬

triebsleitung, des Aufsichtsrats, der Generalver¬

sammlung und der übrigen genossenschasllichen
Tagungen mit berateiider und beschließender
-stimme teilzunehmen. 2. Neneinstelliingen, Be¬

setzungen leitender Posten und Entlassungen
dürfen nur mit Zustimmung des Betriebsrats

erfolgen. 3, Alle die Arbeiter und Angestellten
betreffenden Maßnahmen und Verfügungen der

Beiriebsleittlngen sind vor Bekanntgabe dem Be-

trisiiörai zur Genehmigung vorzulegen, der sie

mitunlerzeichnet. 4. Der Betriebsrat hat die

Durchführung aller Arbeiterfchutzmaßnahrnen so¬
wie der mit den Gewerkschafter, abgeschlossenen
Tarifverträge oder sonstigen Vereinbarungen
über Gebalts-, Lohn» und Arbeitsverhältmsse zu

überwachen; b, im übrigen alle Fragen des

Arbeitsvertrages, insbesondere Lohn, Geholt und

Arbeitszeit, im Einvernehmen mit den Gewerk

schaften gemeinsam mit der Betriebsleitung zu

regeln. 6. Alle sozialen Einrichtungen der Be¬

triebe (Kantinen. Pensionskassen, llnterstützungs-
fonds, Bibliotheken usw.) werden durch den Be¬

triebsrat mitverwaltet. 7. Jn Streitfällen

zwischen der Betriebsleitung und dem Betriebs¬

rat cntsckieidet der Schlichtungsausschuß Ham¬
burg, sowcit die im Tarif vorgesehene Schlich¬
tungsinstanz nicht zuständig ist. 8. Die. Betriebs,

leitung ist verpflichtet, dem Betriebsrat zur Er¬

ledigung seiner Obliegenheiten einen besonderen
Raum mit Einrichtung und gegebenenfalls ge-

Signets Hilfskräfte zur Verfügung zu stellen
Der Betriebsrat darf in Ausübung seines Amtes

nicht gehindert werden."

In der Konferenz vom S. November wies

»mn darauf hin, daß der Betriebsrat bei der

Konsumgenossenschaft Berlin sich durchaus be¬

währ! hat und beschloß folgende Richtlinien
für Betriebsräte der Konsum- und Pro
duktivgcnossenschaften Deutschlands: 1. Der
Betriebsrat Hai als bollbcrechiigtes Mitglied
an allen Sitzungen des Vorstarides und dcr

Verwaltung teilzunehmen. Er ist an allen

Kommissionen zu beteiligen, als da sind: Revi¬

sionskommissionen, Lebensmittelkommissionen, Be-

triebsmittellommissionen, Personalkommissionen
usw, 2. Der Betriebsrat hat müzubestimmen
über den Einkauf der Waren, übsr Festsetzung der

Verkaufspreise, über Kontrolle der Läger und

Verkaufsstellen. 3. Die Ueberwachung der Produk¬
tionsbetriebe ist eine der wichtigsten Aufgaben des

Betriebsrats. 4. Einstellungen und Entlassungen
von Personal dürfen nur mit Zustimmung des

Betriebsrats erfolgen S. Die Anstellung alle:

leitenden -Personen bedarf der Zustimmung dss

Betriebsrats. S. Lohn- und Arbeitsbedingungen
werden von der Verwaltung und dem Betriebs¬

rat in gemeinsamer Sitzung festgelegt. Die Ver¬

ständigung mit der Gewerkschaft ift Sache des Be¬

triebsrats. 7. Endziel des Bestrebens der Be¬

triebsräte ist, den Lohn auf die gleiche Höhe für
alle Angestellten und Arbeitcr zu bringen.

Man war sich dabei darüber klar, daß der

gleiche Lohn für alle Angestellten und Arbeiter

nicht Von heute auf morgen festgelegt werden

könne. Schließlich gründete man eine Aktions-

gemeinschaft deutscher Konsumversinsang-cstellten
und Arbeiter zur Turchfühvuiig der beschlossenen
RichSinien.

Dsr Vorstand des Zentralverbandes der An¬

geftellten hat sich mit dieser am 2. November

abgehaltenen Betriebsronferenz beschäftigt und

sich gegen die dort beschlossene «Aktionsgemein«
schaft" ausgesprochen, da diese den Keim zu eins:

Zersplitterun« der ÄenxrZfchtt>'ten> bilden Wirne.

Für die Genossenschastszugeftellten innerhalb
unseres Verbandes wird eine Rcichsfachgruppe
mit -einem NeichSiachausschuß als Spitze gebildet
werden, die eine lebendigere Fühlungnahme un¬

serer Mitglieder gewährleisten.

KaufMünnSHsrichie.
Eine Anfrage. Kollege Giebel, Vor¬

sitzender unseres Zentralverl»n>des der Ange-
stellten hat in der ötationaldersamJilung fol¬
gende Antrage eingebracht:

Durch die infolge der Geldentwertung gsstie-
genen, Gehälter der Angestellten ist die Z u ftS n»

digkeit der Kaufmannsgerichte für
die übergroße Mehrzahl aller Streitfälle praktisch
aufgehoben Die Streitobjekte übersteigen in dcr

Regel die Zuständiakeitsgrenz?. Die Angestellten
sind demzufolge genötigt, bei den ordentlichen Ge¬

richten ihre Streitfälle anguvringeik und häufig
genug müssen sie sich sogar an die Landgerichte
wenden Das Prozeßverfahren ist demzufolge ein

reckt langsames, uid vor allem ist ss reckt kost¬

spielig. Um die dadurch entstehenden Nachteile

wieder zu beseitigen, ist es notwendig, unverziig-
lick die Zuständigkeitsgrenze sür Kaufmanns¬

gerichte ganz beträchtlich zu erhöben Ich bitte

um Auskunft, ob die Reichsregierung bereit ift,
ohne Verzug die erforderliche Gefetzesänderung
herbeizuführen"

Gesetze unö Vsrö?Hn«nssz».
Arbeitszeit in BreSlau.

Auf Grund 'der Anvrdn-ung des Reichskanz¬
lers betreffend Elelti-izitöt und 'Gas vom 3, Ok¬

tober 1917, der Verordnung des Reichstvmmissars

für Elektrizität und Gas vom LS. Juli 1917, be¬

treffend die Sicherstellung des Betriebes der Gas¬

anstalten, und der Verordnung des RsichÄom-
missars für die Kohl-enverteilmig Vom 2. No¬

vember 1917 bestimmen wir:

s 1.

Die allgemeine ArIZeitszett für private
Bureaus und für den Großhandel wird auf die

Zeit von L Uhr vormittags bis 4 Uhr nachmÄwgs
festgesetzt.

s 2-

Offene Verkaufsstellen deS Alleinhandels dür¬

fen vormittags nicht vor 9 Uhr für den öffent¬
lichen Verehr geöffnet werden und sind uach-

mnttogS um S Uhr, am Sonnabend um S Uhr
für den öMMiche» Verkehr zu Mießen. Für

LÄeilsmittelgeschäfte wird Ssr Ladenschluß auf
I Uhr, am Sonnabend auf 7 Uhr abends fest¬
gesetzt; diese Geschäfte sind auch hinsichtlich des

Beginns der Verkaufszeit nicht beschränkt. Waren¬

empfänger, denen nach -den für ihren Geschäfts¬
zweig festgesetzten Zeiten Waren von Svcditeuren
angerollt morden, find verpflichtet-, das zur Ab»

iiahme erforderliche Personal bereitzuhatte», so»
«rn ihnen das Eintreffen dcr Waren bis nach»
mittags 2 Uhr angezeigt worden ist,

8 s.

Für die Bankgeschäfte wird die Arbeitszeit
auf die Zeit von 8Z5 Uhr vormittags bis 5 Uhr
nachmittags bestimmt. Die Kassenständen wer¬

den bis 1 Uhr nachmittags fsftgesetzt.

8 s.

D:e bsiin Ladenschluß -im Laden schon an¬

wesenden Kunden dürfen noch bedient werden.

8 io.

Vor und nach dsn in dieser Anordnung be¬

stimmten Zeiten ist nur zum Zwecke der Aus¬
räumung?» und ReinigungZarbeiten die unbe¬

dingt notwendige Beleuchtung gestattet.

Z 11,

Ans-nKchinen können- aus besonders wichtigen
Gründen von dem Vertrauensmann für die

iiädli'scliicn 'Gaswerke und -dem für die stüdlifchcn
ElsktrizitätSwerke bewilligt werden Kurz sachlich
begründete Anträge sind schriftlich bei den st«dti°
schen Gaswerken. Breite Straße Nr. W bzw. bci

den städtischen ElettrizitatSwerken, Schweifniher
Stadtgraben Nr. 13, einzureichen'.

8 12.

ZuwiderhaiMungen werden, mit Gefängnis
bis zu einem Jähr und niit Geldstrafe bis zn
19 V9V MZ. oder mit einer diefer Strafen bestraft,

s 13.

Unberührt, bleibt die Bekanntmachung des

Magistrats vom 8. April 1919 berrssscnid Ein¬

schränkung von Gas» und GleZinizi-iätSverbrauch
(-Gemeindeblati Seite 48S).

s 14.

D-iele Anordnung tritt am 10. Nobember 1919

in Kraft.
Are Stau, S. November M9.

Der Magistrat.
Dr. Waansr. Wirtz,

Aunöschsu.'
Die Arbeiterschaft Hai in den, lehren Wochen

zwei führende Männer verloren. Mit Hugo
Haase, der den Folgen eines Mordanschlags
zum Opfer fiel, ift ein Mann verstorben, der in

den vordersten Reihen der 5rr,egögegner stand
und dessen Name als solcher weithi-ii bekannt ge¬
worden, — Wenige Tage spätsi starb Leopold

Emmel, dcr ehemalige Reichslagsavgeordnete
voii Mülbauscn i. E,, der nach Kriegsende iu

Thüringen, lebte.

Beide Hecken sich vor dein Kriege, als ihre
politische Tätigkeit sie noch nicht ganz und gar in

Anspruch nahm, wiederholt anch für die frei»

ge werkscha ft I i ch s A n g,eite lltenbewegun g redneri sch
'betätigt, was mir ihnen ^dankend gedenken wollen.

Zur Fre.rnachung von Arbeitsstellen.
Die Meinung vieler Unternehmer, daß aus den

abgetrennten Gebieten kommende Angestellte wie

Ortsfremde zu behandeln sind und dcshaVb nicht
eingestellt werden dürfen, stellt in Widerspruch zu

der Deniobilmachungsverordnling vom 25. März
1919. Auf eiii« Anfrage unseres Verbandes hat
der Minister des Innern ausdrücklich sestgcftellt,
daß die Neueinsteliung solcher Personen durch den

Demobilmachungsausschuß nicht verboten werden

kann, wenn die Rückkehr diirch Maßnahmen der

Befatzungsbehörden verwehrt ist. Das trifft in

jedem Falle für die Flüchtlinge aus dsn abge¬
trennten Gebieten zu.

Liieraiur.
«Der Berkaltnngsangrst'Ute", Zeitschrift für derus»

lich« Fortbildung aller Angestelllen bsi Behörden.

Schrifkieitung- M. Liebriindt, «.Lpenick-UHIeichorll, Verlag
und Ezvedition: Otto MUtho, Berlin N, gl, Brminen-

stratze S4. ErsSeint munailich zweimal zum Preise von

diertslilibrüch L.SD MI.

Die Zeitschrift bringt laufend NuMtze von Loiis-

wirtschaMern, Juristen „nd VerwalwngSVraltiler'.i über

Fragen, die für die Berusstätigkeil unserer in de,! Ber»

walrungen und Betrieben der Behörden tätigen Mitglieder
von grösster Wichtigkeit stnd. Ihr Bczug kam, deshsü,

bestens «mpsohlen k-erde«.
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Zentralverband de? Angestellien
BeZanntinachung des Borstandes

Wahlordnung gemäß H Ll der Verbandssatzung
des Zeutrslvcrbauoes der Angeftellten.

1. Die Wahl wird dnrch die OrtSleitung ge¬

leitet,. Sie Zann für die Leitung einzelner Wahl-

geschäste ans ihrer Mitte Beauftragte bestellen.
S-ind mehrere WaMellen vorhanden, fo muß der

Vorsitzende ein Mitglied der Ortsverwaltung

sein; die Beisitzer tonnen au» den Reihen der

Wähler entnommen werden,

S. Wählbar und wahlberechtigt sind alle Mit»

glieder der Ortsgruppe, die mit ihren Beiträgen

nicht länger als drei Monat« im Rückstände sind.
Als Ausweis bei der Wahl gilt nur da»

Mitgliedsbuch.
3. Die Zahl der zu wählenden Ver»

treter stellt die Ortsleitung nach der Mit»

gliederzahl am Schluss« des S. Kalenderviertel»

jechres feft. Auf je volle 1«0 Mitglieder der Orts¬

gruppe ift ein Vertreter zu wühlen, mit der Maß¬

gabe, daß sie Gesamtzahl der Orte don mehr als

S0 090 bis SO«» Mitgliedern 30«, bei mehr als

40 000 bis 60 «00 Mitgliedern 400 und bei mehr

als 60 000 Mitgliedern S0« Vertreter nicht über-

steigen darf. Die Mitgliederzahl ift nach der im

S. Quartal eingegangenen Anzahl der Beiträge,

durch 3 geteilt, festzustellen,
4. Die Vertreter sind in geheimer Ver»

hältniSwahl nach dem System der gebunde¬
nen Listen auf die Dauer eines Kalenderjahres

durch UrWahlen zu wählen.
Die Wahl wird im vierten Vierteljahr an

einem Tage vorgenommen. Erstmalig kann die

Wahl noch im Januar 192g vorgenommen wer¬

den. Dic Wahlzeit ift so zu legen, daß den Mit-

gliedern hinreichend Gelegenheit zur Wahlbeteili¬

gung gegeben ift.
5. Bekanntgabe: Spätesten? 4 Wochen

vor dem Wahltag ift Ort. Tag Beginn und End«

der Wahl durch die OrtSlcitung in der Ver¬

bandszeitschrift bekanntzugeben.
Jn der Bekanntmachung ist die Zahl der zu

wählenden Vertreter zu veröffentlichen und zur

Einrcichung von Wahlvorschlägen mit dem Hin¬

weis darauf aufzufordern, daß nur solche Wahl-

Vorschläge berücksichtigt wcrden, die spätestens

zwei Wochen ver dem Wahltage bei dem Wcchl-

vorstande eingereicht weiden und daß die Stim»

menabgabe u diese Wahlvorschläge gebunden ift.

Ferner ist ! irauf hinzuweisen, daß als Ausweis

zur Wahl'.-ndlung das Mitgliedsbuch, das bet

Ausübung der Wahl auf der betreffende»

Jahressci^e mit einem Stempel „gewählt" der»

schcn wird, mitzubringen ist.
Die gültigen Wahlvorfchläge können von den

Mitgliedern in der Geschästsstelle oder a» den

von der Ortsleitung angegebenen Stelle» ein¬

gesehen werden.

L. Die Wahlvorfchläge müssen vou mindestens

hundert Wahlberechtigten mit Vor» und Zuname
unter Angabe der Mitgliedsnummer und Be»

schäftigungsstelle unterzeichnet sein. Unterzeichnet
ein Wähler mehr als einen Wahlvorschlsg, so
wird scin Name auf allen eingereichten Wahl»

vorschlägcn gestrichen. Der erste Unterzeichner

gilt als Vertreter deS Wahlvorschlages.
Jeder Wahlvorschlag kann mehr oder weni»

ger Kandidaten enthalten als Vertreter zu wäh¬
len sind. Die einzelnen Kandidaten sind unter

fortlaufe,,der Nummer aufzuführen, welche die

Reihenfolge ihrer Benennung ausdrückt; sie sind

durch Vor- und Zunamen, MitgliedSnummer und

Beschö.ftiMngsftelle genau zu bezeichnen. Mit

jedem Wahlvorschlag ift eine schriftliche Zustim¬

mung dir aufgestellten Kandidaten einzureichen.
7. Verbundene Wahlvorschlage werden nicht

zugelassen.
g. Der Wahlvorstand (Ziffer 1) hat die ein¬

gereichten !esah!vorschläge llach der Reihenfolge
ihres Eingangs mit Ordnungsnummer zu ver¬

schen, zu prüfen und etwaige Anstänke umgehend
dem Wahlvorschlagsvertreter mitzuteilen. Die

Anstünde müssen spätestens eine Woche vor dem

Wahltage beseitigt werden. Bis zu diesem Zeit¬
punkte können Wahlvorschläge auch zurückgenom¬
men werden.

9. Sind auf allen gültigen Wahlvorschlägen
insgesamt nur soviel Kandidaten genannt wie

Vertreter zu wählen sind, so gelten ste ohne

weiteres als gewählt. Sind weniger Kandidaten

vorgeschlagen, so gelten diese ebenfalls als ge»

wählt. Der Wahltermin ift aufzuheben. Wegen
der noch fehlenden Vertreter und Stellvertreter

ift jedoch alsbald eine neu« Wahl vorzunehmen.'
10. Jede Wahlagitation ist un¬

zulässig, die gegen die parteipolitische Neu»

tralität oder gegen den programmatischen Be¬

schluß der Veirätekonferenz in Weimar vom

8. September 1919 verstößt. Verstöße dagegen
können die Urigültigkeitsertlärung der betr. Wahl»
vorschiagslift« und der für sie abgegebenen Stim»

men durch den Berbandsvorftand nach sich ziehen.
Vor oder im Wahllokal hat jede Agito«

tion «i unterbleiben. Die Stimmzettel dürfen
nur durch die Wahllcitung ausgelegt werden.

Bei Verstößen hiergegen können im Beschwert«»
Wege gemäß Ziffer 1ö alle für den Wahlvorschlag
ab»zegebenen Stimmen als ungültig erklart werden.

11. Ueber die Wahlhanölung ift von dem

Wahlvorstände, der stets mit mindestens drei

Personen besetzt fein muß, eine Nieder»

schrift zu fertigen, in der die Namen der amtie»

renlden Mitglieder des Wahlvorstandes. Tag, Be»

ginn, Ende und Ort der Wahlhandlung, die Ge¬

samtzahl der abgegebenen Stimmen und da»

Wahlergebnis, ferner die bei der Wahl sich etwa

ergebenden Beanstandungen und di« von dem

Wahivorftand gefaßten Beschlüsse sowie alle son¬

stigen Vorfälle enthalten sein müssen, die für die

Gültigkeit der Wahl in Betracht kommen. Die

Niederschrift ift von den Mitgliedern deS Wahl-

Vorstandes zu unterzeichnen.
12. Das Wahlrecht ift in Person ouSzu-

üben. Der Wähler hat seine». Stimmzettel zu¬

sammengefaltet unter Vorlegung seines Mit¬

gliedsbuchs dem Vorsitzenden deS WahlvorftandeS

zu übergeben. Dieser läßt in da? Mitgliedsbuch
die ausgeübt« Wahl vermerken (siehe Ziffer b

Abs. L) uick wirft den zusammengefaltet«»
Stimmzettel in die Wahlurne.

13. Der Stimmzettel trägt die, Ordnungs¬
nummer und die Name« der drei ersten Kandi¬

daten. Andere Stimmzettel stnd ungültig.
Die Stimmzettel sollen von weißer Farbe

und dürfen von dem in der Wahlausschreibung
angeordneten Format nicht wesentlich abweichen.

Stimmzettel, die von diesen Bestimmungen ad»

weiche», find ungültig.
Wcrden mehrere Stimmzettel zusammen¬

gefaltet abgegeben, so werde» sie, wenn sie voll¬

ständig übereinstimmen, nur einfach gezählt, an¬

derenfalls als ungültig angesehen.
14. Wahlschluß. Zur festgesetzte» Stunde

schließt der Wahlvorftand die Wahl. Nur die am

Schlüsse der Wahllzandlung im Wahiraum an¬

wesenden Wühler dürfen dann noch von ihrem

Wahlrecht Gebrauch machen. Nach Abschluß der

Wahl wird die Zahl der in der Urne befindlichen
Stimmzettel festgestellt.

Sodann wird das Wahlergebnis in der Weise
ermittelt, daß die für jeden Wahlvorschlag ab¬

gegebenen gültigen Stimmen gezäbll, hierauf die

Anzahl der nach dem Verhältnis der Stimmen¬

zahlen jedem Wahlvorschlage zugefallenen Kandi¬

daten ermittelt und sodann innerhalb jedes
Wahlvorschlages di« gewählten Vertreter feft»

gestellt werden

Sind mehrere Wahlftellen vorhanden, so ftnd
die Stimmzettel nach erfolgter Feststellung der

auf jeden Wahlborschlag entfallenden Stimmen¬

zahl zu versiegeln und mit der Niederschrift und

dem Teilresultat an die Zentralwahlstelle am

gleichen Tage einzureichen.
15. Die den einzelnen VorschlagSliften zu»

gefallenen Stlmmenzahlen (Ziffer 13> werden der

Reihe nach durch 1, 2, 3, 4 usw. bis zur Höchst»
zahl der zu wählenden Vertreter geteilt; unter

den so gefundenen Zahlen werden soviel Höchst»
zahlen ausgesondert und der Große nach ge»

ordnet, als Mitglied« zu wählen find. Jede
Vorschlagsliste erhält soviel Mitgliederstsllen
zugeteilt, wie Höchstzahlen auf sie entfallen.
Wcnn eine HiZchstzah! auf mehrere Vorschlags»
listen zugleich entfällt, s» entscheidet das LoS

dcrrWer, lvelcher dieser Borschlagslisten die

nächste Stelle zukommt.
Wenn eine Vorschlagsliste weniger Bewerber

enthält, als Höchstzahlen aus sie entfallen, so
gehen die überschüssigen Stellen auf die Höchst»
zahlen der anderen Vorschlagsliften über.

18. Scheiden Vertreter während der Dauer

der Wahlperiode aus, fo rucken die auf dem

gleichen W<chlvorfchlage vorgeschlagene» Kandi.

baten nach.
17. Das Ergebnis der Wahl W Ke>

kanntzugeben.
IS. Die Gültigkeit d«r Wahl Kr««

innerhalb einer Woche nach der BeKmntmachuwK
des Wahlergebnisses durch Beschwerde bei der

L>rtSkeit»ng angefochten werden. Ueber d» «El»

«gleit der Wahl entscheidet der VerbandSvorKmir

Berlin, den lS. November lSIK.

Der Verbandsvorstand.
««rt Sieb«! Otto Nil«»

Vorsitzende,

Vureauvorsteher
für sofort «der halb, spatesten» I. Januar 1SM.

welch« in der Anfertigung von Schriftsätze« »-Ä

im Verkehr mit dem Publikum gewandt ift («st«
Kraft), gesucht. Offerten mir Zeugnisse» und Bs»

haltsanfpriichen an RechtSunwakt Dr. Ham««kschl«L,
Magdeburg, Breiten,»«, Soll».

TrauSportverficherungsgesellschaft
sucht Buchhalter

zum baldigen Antritt, — Herren, nrit längerer selbst»
ständiger Praxis in derBranche wollenBewerbung»
unter .Buchhalter" richten an den Zentralderbsnd
der Angeftellten, Berlin GO. il«, Orsuien«

strafte 4« 41.

Vorsteher derSchsdeuabte.l«»sd«A
TrsusportverficheruugsgeseUsch«ft
zum baldigen Antritt gesucht. — Die Stellung
bietet Aussicht auf gutes Fortkomme». — Nur

befähigte Herren mit längererPraxis in ähnlich«
Stellung belieben ausführlich« Bewerbungen
zu richte« unter „Schadenabteilung" on den

Zentralverband der Angestellte», Berlin

SO. S«. Oranienstraße 4N/4K.

Jüngere Beamte

für die MaximalkontroUe sucht
Transportverficherungsgefellschstft

zum baldigen Antritt. — Bewerbungen mit Angs!»
bisheriger Tätigkeit ftnd zu richten unter »Maxi»
maUontrolle" an den Zentralverband der An¬

gestellten, Berlin SO» »S, Oranienstr. 40/41.

TrausportverficherungsgeseKsch«ft
sucht Leiter

ihrer Rückversichernngsabtetluug
Derselbe muß RüekverftcherrmgsverttSge be¬

urteilen und den gesamte» VettragSschriftwechZel
selbständig erledigen können. — Ausführliche Be»

Werbungen unter „RückverfichenmgSabinlung^
an den Zentralverband der Angestellt«,
Berlin SO. »«, Oranienstraße 4« 4R.
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